
SO: „zuweilen vingen S1e auch nach Langhelwigsdorf, der noch nıiıcht VvVer-
triebene Schullehrer Predigten vorlas.“ Dies letztere ezieht sich Eerst auf
d eit nach 1654; die Pastoren auf dem Lande wurden 1mM Bolkenhainer
Weıichbilde alle erst 1m Februar und März 1654 vertrieben. Doch hat, Ww1e
das Kirchenbuch besagt, Elias Fiedler VO:  $ Schweinhaus Aaus seiner Gemeinde
yedient, und die Forderung des Landeshauptmanns den Rat VO  3 Bol-
enhaın 1m Oktober 1650, den „bemeldten Praedicanten außzuschaftfen“
(S 46), kann sıch 1Ur auf Fiedler beziehen, womıiıt die Behauptung tallt,
keine Urkunde erichte darüber, da{fß der evangelısche Prediger iın der
Stadt geblieben sel. Fiedler wird vielmehr hier Amtshandlungen vollzogen
haben hat Ja auch das Kirchenbuch geführt WenNnn nıcht gal, w1e€e

VO'  — seinem Schweinhäuser Nachfolger feststeht, sıch 1n der Stadt aut-
hielt, also hrer se1ne Wohnung hatte.“°)
Der SCn selnes „üblen Lebens und Verhaltens“ nach Breslau 1ns Ge-
fängnis Priester WaTr übrigens nıcht der 1650 eingesetzte Pfarrer
Johann Robert Körber, WwWIie auf steht, sondern Se1N Nachfolger
Paulus Stechow, und dıese Begebenheit Lrug sıch nıcht 1652 Z sondern
P7ST Ende Januar 1654 bei der definitiven Rekatholistierung der Kıırche.“”)
Es besteht die Absıcht, über weıtere reduzierte Kırchenbücher dieser
Stelle berichten.

Johannes Grünewald

Üie ßebeuttmg Öder [zonfefl ionellen Yrage
für dıe Besitzergreifung Schlesziens

durch Friedrich den Großen.
Die brandenburgisch-preu ßische Toleranzpolitik

Als Joachim I1 VO  3 Brandenburg 1540 die Reformatıion einführte, WAar

Brandenburg herum bereits alles protestantisch., Ebenso WwW1€ betonte
auch SC1IN Sohn Johann Georg die Reinheit der lutherischen Lehre In den
benachbarten reichsunmittelbaren Bıstümern Magdeburg und Halberstadt
gelangten brandenburgische rinzen Herrschaft un bereiteten den
spateren Erwerb dieser Gebiete vOor, der einem katholisch beherrschten
Brandenburg kaum möglich SEWESCHN ware. Dıie Säkularisierung des Ordens-
Taates Preußen durch den Hochmeister Albrecht VO  — Brandenburg wWar
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einer der empfindlıchsten Verluste tür dıe Kurie, brachte aber der märkı-
schen Linıie der Hohenzollern 1569 die Mitbelehnung mıt dem Her-
zogium 1nN. Joachım TE konnte die Erbverbrüderung mMIt den schlesischen
Pıasten, die spater Friedrich der roße seinen Gunsten geltend machte,
ohl deshalb abschließen, weıl seın Haus evangelisch WAar.

Dhie acht der Verhältnisse band das Haus Brandenburg den Protestan-
tLSMUS. Seine Gegenwart und Zukunft hıngen VO Glaubensbekenntnis ab
Auch die Kurie wWwWar sıch über den inniıgen Zusammenhang VO  3 Hohen-
zollern und Protestantismus 1m klaren: 27 un hänget alles ketzerische
Geschmeiß Brandenburg“. Be1 aller Hinneigung ZU' evangelischen
Glauben verlangten jedoch Stellung und Ziele des Hauses iıne gemäßigte
Kirchenpolitik und bewahrten davor, einseıtige CNSZC Konftessionspolitik

betreiben. Um die Belehnung MiAit Preußen erlangen, verpflichtete
sich Johann Sıgzismund gegenüber Polen, das Ausgangspunkt der Rekatho-
lisiıerungsbestrebungen im Norden und Osten wurde, den preufßischen
Katholıken freie Religionsübung, ungestörten Besitz iıhrer Andachtsstätten
un freien Zutritt Ämtern un!: Ehrenstellen gewähren. In diesem
Sınne besaß auch der Übertritt Johann Sigismunds Zzu reformierten Be-
kenntnis 25 erstrangıge Bedeutung. Nur der duldsamere Calvı-
NISMUSsS ermöglichte weiıtere größere Erwerbungen 1mM konfessionell gemisch-
ten Deutschland und ıhre Erhaltung durch ine weıtherzige Kırchenpolitik,
während dem Nn  Nn STarren Luthertum Katholiken damals OS näher
standen als Reformierte, und se1n Beharren auf dem Buchstaben einen Aus-
gleich konfessioneller Gegensätze unmöglich machte. Da aber auch dıie
Natur des Katholizismus unnachgiebig WAar, mu{fte nach dem Gesetz
des geringsten Widerstandes der Übertritt auch den Katholiken ZUgUuLE-
kommen. Dazu kam, daß, da die Reformierten 1n eutschland Eerst 1648
Glaubenstreiheit erhaelten, Johann Sigismund im lutherischen Land selbst
auch Aur eın Geduldeter Wa  B Dem entspricht seine Erklärung, auf sein
Öchstes Regal;, das Jus reformandı, verzichten wollen, un das eli-
o]jonsedikt VO 1614 stellte fest, dafß das Antasten anderer Kırchen
der cAQristlichen Liebe zuwider sel. Im Revers für die Landesstände VO

615 heifßt 5: „Ihre Kurtürstlichen Gnaden maßen ıch die Herrschaft
über die Gewissen MIt nıchten an un die Instruktion VO  a 1616 macht
dem Geheimen Rat ZUr Pflicht, „niemanden seines Glaubens un seiner
Religion N. ‚ . beunruhigen lassen“. Be1 der Besitzergreifung der
klevischen Lande versprach der Kurfürst, „die katholische, römische wıe
auch andere christliche Religionen einem jeden Ort in Ööffentlichem Ge-
brauch und Übung continuıren, mantunıren und zuzulassen und
arüber nıemand 1n seinem Gewissen perturbiren, molestiren noch

betrüben“ Ebenso w1e€e Markgraft Georg Wilhelm sich die Einmischung
des Erzbischofs VO  3 öln in den klevischen Landen verbat und die luthe-
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rischen Prediger Streng „christbrüderlicher Einigkeit und Duldsamkeıit
die Reformierten“ anwles, WAar sein Grundsatz als Kurfürst, „einen

jeden be1 seiner Religjionsfreiheit lassen und wıder Bedrückungsversuche
eschützen wollen, sintemalen (zott der Alimächtige sich die Herrschaft
über das Gewiı1issen alleın vorbehalten habe“

Z Begründung des Toleranzstaates durch den Großen Kurfürsten.
Kurfürst Friedrich Wilhelm stand ın einer VO konfessionellen (‚egen-
satzen gespaltenen und erschütterten Welt VOTL ungewöhnlıch hohen Auf-
gyaben. Auch behauptete die völlige Selbständigkeit der weltlichen VOIL

der geistlichen Gewalt, verlangte Gehorsam des Klerus die Staats-

ZESETZC un verbot Hineinreden der eistliıchen in weltliche Dinge. Auch
tür ıhn die Hauptgrundsätze 1n den klevischen Landen weiıtest-

vehende Gewissensfreiheit für den einzelnen Katholiken und Behauptung
des VO  n den Herzoögen überkommenen Aufsichtsrechts über die R ömische
Kırche als Körperschaft Seinem Statthalter schärfte ein, die Beschwer-
den katholischer Geistlicher MmM1t Recht un Billigkeit behandeln und
unparteilsche ust1z üben un! erwiderte den Protestanten des ganZ
evangelischen Ravensberg, die Einspruch den Katholiken gemachte
Zugeständnisse erhoben, dafß ıhm als oberstem Bischof alleın zustehe, über

dergleichen Dıinge bestiımmen, und da{fß er W 4S geben musse, U1

1ın Jülıch-Berg t;i Ü für die Protestanten empfangen. Während OIrt
die Gegenreformation un dem Pfalzgraten Philıpp Wilhelm VO Neu-

burg sich 1n gröbsten Ausschreitungen erg1ng, behandelte Friedrich Wilhelm
die katholischen Untertanen nıcht anders als die evangelıschen V}

wandte sich aber DF 1661 beı K a1lser Leopold für die durch den
Pfalzgrafen bedrängten Protestanten Im Falle aber dieselbte solches alles
außer Augen Ssetzen, soviele unschuldıge Menschen, wie iıshero geschehen,
ferner betrüben: kannn alsdann auch in Meıiınem Gewissen, Jänger
dabei stillzusıtzen, nıcht verantworten, besondern werde auf solchen Fall
dergleichen wiıider dıe Römisch-Katholische in diesen Landen vorzuneh-
MCn wider Meınen Wıillen genöthiget“ Der klevischen Regierung
schärfte jedoch 1669 e1ın, sich in Religionsangelegenheiten „gebührenden
Glimpfs und aller Moderatıon gebrauchen, damıt iIna  - des Herrn alz-
grafen Lbd und ıhren Räthen gyleichmäßiger Bezeigung die vVan-

gelische Ursach und Anlaß gebe. ..“ Im Religionsvergleich VO:

1672 schuten schließlich Kurfürst und Pfalzgraf eine Grundlage für das
friedliche Zusammenleben VO  $ Katholiken und Protestanten, die, VO  _ SC-
legentlichen ückfällen durchbrochen und durch wichtige Zugeständnisse

die Hierarchie erganzt, bıs ZAL Ende des alten Reichs wıirksam WAar

Der Proteststurm, der nach der Aufhebung des FEdikts VO  3 Nantes
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1685 mMIit der Zerstörung des französisch-protestantischen Kirchenwesens
un den brutalen Verfolgungsmaßnahmen die an protestantische We  —m
ergniff, ertaßte auch den brandenburgischen Kurfürsten. Er, der sich seır  +  %
dem Übertritt Jakobs 11 VO  - England als das alteste und oberste aupt
der retormiıerten Kirche betrachtete, fühlte siıch verpflichtet, die Hugenot-
ten unter seinen Schutz nehmen und Repressalien die Katholiken
seiner Länder ergreifen, indem iıhre Freiheiten aut das nach dem
Westtäluschen FEmrmeden zulässıge Maiß beschränkte. Dem kursächsischen ofe
stellte eindringlıch dıe Notwendigkeit gemeinsamen Handelns CSHCH-
über den Katholiken VOT, hren gemeiınsamen Feinden, „welche, WwW1€e G1E
jederzeıt ıhre rößeste Hoffnunge Unserm Ruunn und Untergang auf dıie
Uneinigkeıt beider Confessionensverwandten gebauet, also jetziger ‚E1It
sich mehr als jemalen bemühen, durch dergleichen Collisiones ihrem
Zweck gelangen“. Er waAarnte VOr Nachgiebigkeit, da „die wahrhafte
Eigenschaft und Charakter der römisch-katholischen Religion sel, denen
Urten, S HE ZUuUerst eindringet, anfangs den eister spielen und nach-
gehends alle, diie SLE als Ketzer qualıfucıren, (auch ungeachtet S1Ee enn
einen Theil vorhın tavorisiıren gyeschienen, das andere desto besser

unterdrücken) herauszujagen und ohne Unterschied verfolgen: also
wınrd Jetzo fürnehmlich im Elsaß un! anderen reunırten Orten, w 1e auch
in Ungarn, Schlesten (allwo anfangs dıe Reformirten alleine abgeschafft
wurden, jetzo aber dıe Lutherischen schon eın Gleiches vielen Orten
ertahren mussen und allen Orten besorgen) und anderen bekannten
Königreichen un Landen mehr durch evidente Uun: unleugbare Proben
bestärket.“ Denjenigen, die anfangs gehätschelt werden scheinen, stehe
nıchts anderes bevor als der dem Odysseus VO  3 Polyphem angebotene Vor-
ZUZ, nämlich als der letzte vefressen werden Zu test Aber die
Grundsätze VO  - Toleranz und polıtıscher Eıinsicht in ıhm verankert, als
dafß S1e durch jenes Ereignis hätten erschüttert werden können. In dem 1686
yOo Kaıiser abgetretenen Kreise Schwiebus, der Bekehrungsversuche
der yrößte Teıl der Bevölkerung dem protestantischen Glauben LFreu g-
lieben Wal, hatte sich Leopold ausbedungen, daß die: katholische Relıgion
1n ihrem büsherigen Recht und Besitz belassen warden sollte. Der Kurfürst
hielt sıch Streng die Bestimmungen, und während die schwiebuser Pro-
testanten den katholischen Ptarrern die Stolgebühren entrichteten, wurde
der 188083| angestellte lutherische Geistliche, der, da die Kirche den Katho-
liken verblieb, 1m Rathause predigen mußte, VO  3 der landesherrlichen
Kammer besoldet.
Die AÄußerungen des Kurfürsten und se1ın Auttreten als Schirmherr der
europäischen Protestanten lassen keinen Zweitel darüber, da{ß test M1t
dem Protestantismus verbunden WAar un die Tradition hütete, WOZU ıhn
seline Ehe miıt Lunse Henrniette Dıchterin des Liedes „ Jesus meılne Zuver-
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sicht“, Enkelin VO  , Louise de Coligny, der Tochter des französischen H9
genottenführers, und Wilhelm VO'  3 ranıen verpflichtete. In Schlesien,
Polen, Ungarn, Savoyen, Frankreich, Laiıtauen SEIZTE sich tür seine lau-
bensgenossen '1n. Auf dem Reichstage tühlte sich alıs Wortführer des
Corpus Evangelicorum
iJer Kurfürst War aber auch Realpolitiker, der diıe durch den Protestan-
t1smus ZESELZIEN renzen überschritt, und stellte ohne Rücksicht autf die
außerordentlichen Gefahren, die dem Protestantismus durch die Gegen-
retormatıon drohten, und 1n ıhrer vollen Erkenntnis Staats- un Reichs-
interesse über Relig10onsinteresse. KUurz nachdem sein Bündnis MiIt Schwe-
den aufgegeben und sıch die katholischen Mächte Polen und Csterreich
angeschlossen hatte, bat Cromwell iıhn, Schweden treu leiben un die
Kaiserkrone ein anderes Fürstenhaus bringen, wobe1i ihn das
Schicksal erinnern LLefß, das Polyphem dem Odysseus zugedacht hatte.
Friedrich Wilhelm antwortete jedoch damals: Er habe sich überzeugen MUS-
SCH, daß seın Interesse mit dem Polens CHNS verbunden sel. Was den 7 WE1-
ten Punkt betreffe, se1l ohl wünschenswert, der christlichen Welt ein
Oberhaupt veben, die Protestanten einen Schirmherrn ihrer eli-
102 hätten. Da hierüber aber nıcht ine Kirche allein entscheıide, MUSSEe
CT, WeNn nıcht das Gefüge des Reiches auflösen wolle, das als
rechtmäfßig beschlossen hinnehmen, W as die katholische Mehrheit der Kur-
üursten für das gyemeıne Wohl testsetze.

Innen- un Außenpolitik atrfen tiefst verwurzelt 1n seiner inneren Eın-
stellung, un in dieser Tasil weıt über die der anderen europäischen
Herrscher hınaus, 1n iıne NCUE eIt und Ideenwelrt hinein, die VO  3 Gewi1s-
NSZWaANS nıchts mehr wıissen wollte Er CYTZWANS die relig1öse Duldsam-
keit E  N die sıch 1n konfessioneller Voreingenommenheit untereinander
bekämpfenden protestantischen Kırchen Seine Gedankenwelt stimmt über-
eın mi1t der VO  —$ Pufendorf, einem yläubigen Lutheraner: ”  1e€ inneren
Handlungen sind, solange S1e nıcht in zußere Handlungen übergehen, VO  —$

menschlicher Stratfe trei. (Gsute Fürsten tragen Scheu, ın das einzudrin-
ZCN, W as Gott ihrer acht entrückt und sich selbst vorbehalten hat.
Die Herrschaftt über die Gewissen stellen 1E (sott anheim. Der Fürst
sündiıgt, welcher einen- Bürger beschwert, der eines andern Glaubens lebt,
des Trtums nıcht überwiesen 1st und 1m übrigen den bürgerlichen (sesetzen
Gehorsam eistet. Den verschiedenen Konfessioansverwandten ol das
Schmähen aufeinander verboten werden.“
Er VerLtrat die Freiheit VO  a Wissenschaft, Glauben und Gewissen. Sein
Standpunkt „ daß Glaube un Gewissen „allein VO  u} dem allwissenden
öchsten Gott nach seinem Gefallen regiert und velenkt werden und ke1i-
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nem menschlichen Zwang unterworten sind“. Trennende der Bekennt-
nısSse Ww1es als für die menschliche Gemeinschaft unwesentlich in die
private Sphäre des Eınzelmenschen. In cQhristlicher Toleranz sollten die 1mM
Glauben voneinander Abweichenden einander vertragen. Alle Zwangs-
muitte! sollen ausgeschlossen, DU  H chrıistlıche Consilja“ oder andre fried-
ıche Mittel zulässıg se1ın. ber allen Glaubensverschiedenheiten stand ihm
die allgemeine Menschen- un Nächstenliebe, UI'l‘d Herzog Vıctor AÄAma-
deus VO  - S5Savoyen, den Verfolger der Waldenser, schrieb 1686 „Wıe
heftig auch immer 1n der Regel der Verschiedenheit der Relıgions-
meıinungen emntstehende Ha{ sein ma  S: Alter und heiliger iISt doch das
(GGesetz der Naturg; nach welcher der Mensch den Menschen tragen, dulden,
dem ohne Schuld Gebeugten helfen verpflichtet S  L3 Seine sämtlıchen
Testamente se1it 1664 enthalten die Bestimmung, die römisch-katholische
Kırche in ihrem Bestande schützen 'IO)
Die überragene Leistung Kurfürst Friedrich Wilhelms ISt es, 1in dem
kontessionell gyespaltenen und sıch befehdenden Europa, ın eıner eit all-
gemeıiner gewaltsamer Unterdrückung andersgläubiger Untertanen, die
Grundlagen eines modernen Toleranzstaates xeschaffen haben Wohl

ihm, durch seine Zeit gebunden, renzen ZEeSETZLT, die auch nıcht
überschreiten konnte. Doch LutL das nıcht seiınem Verdienst Abbruch, 1n
seiınem Staat als erster europäiiıscher Herrscher die Glaubens- und Gewi1s-
senstreıiheit ZU Prinzıp und ZUE wuchtigsten Grundlage des Staatslebens
erhoben haben

3 Öönıg Friedrich
Auch se1n Nachfolger fühlte sıch als Schirmherr des kontinentalen Prote-
stantısmus, und © konnte 1CS$ umInso mehr, nachdem der Kurfürst VO  3

Sachsen, das alte Oberhaupt des Corpus Evangelicorum im Reichstag, ZUuU

Katholizismus übergetreten WAar. Doch 1eß auch den Besitzstand der
Katholiken unangetastet un gestand ıhnen mehr A als nach den Bestim-
MUNgCN des Westfälischen Friedens notwendig SCWESCH ware. Auch hegte
sroßen Abscheu SCHCH Religionsverfolgung un: Gewissenszwang, zing hın-
sichtlich der beiden evangelischen Bekenntnisse einen Schrutt weıter als sein
Vorganger, ındem VO  3 einem Unterschied 7wiuschen Reformierten und
Lutheranern nıchts mehr wı1ssen und s1ie miteinander vereinigen wollte, und
besaß ine ausgepragte Abneigung interkontessionelle Streitigkeiten
der Protestanten. 'l'l)
S1ie sollten sich untereinander dulden, achten un: als gleichberechtigt be-
trachten, sollten erkennen, dafß S$1Ee eın yemeinsames Fundament der Selig-
keit besaßen, und ıC 1ın Erfüllung ihrer staatsbürgerlichen Pflichten
zusammenleben. Duldsamkeit der evangelischen Bekenntnisse untereinan-
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der e1n Gedanke, der einen weıteren Fortschritt 1n Richtung der Duldung
aller Bekenntnisse durch den Staat und der Gleichheit aller Bekenntnisse
VOL dem (‚esetz bedeutete.

4 Könıg Friedrich Wılhelm
Der NECU! König führte die preußische Religionspolitik 1m Geiste seiner
Vorganger tort. Er WAar ein y]läubiger Protestant VOonNn tieter Religi0osität
und pietistischer Frömmigkeıit, der sich verpflichtet fühlte, für die Erhal-
Lung des Protestantismus 1im Reich und in Furopa einzutreten. Im Innern
des Staates machte der Toleranzgedanke weıtere Fortschritte. Es 1st das
Zeitalter der preußischen Rationalisten Thomasius und Wolff, die die Ver-
nunft über die Offenbarung stellten. Unter meisterhatter Ausspielung des
Toleranzgedankens konnte siıch die Ausbreitung der katholischen Kirche
weıter vollziehen, VO' Staat durch ausdrückliche Zugeständnisse ZUSC-
lassen oder stillschweigend geduldet. Der Könıg bestätigte nıcht den Rezeiß
VOo  3 1653, das brandenburgische Grundgesetz, das durch Vertrag mM1t den
Ständen den katholischen Gottesdienst in Berlın ausschlod{ß, und machte ent-

den Wünschen seiner Mınister den römischen Kultus unabhängig VO  —
den Gesandtschaften, „weıl viel katholische Bürger und Leute da sind!“
Derselbe Grund bestimmte ihn, katholische Militärgeistliche anzustellen.
Hatte der Große Kurfürst als Beamte noch diie Reformierten VOTL den 193
theranern bevorzugt un: sah Friedrich NUur bei gleicher Befähigung die
Retormierten lieber als die Lutheraner, wollte König Friedrich Wil-
heim VO  F3 einem Unterschied zwıschen beiden Bekenntnissen nichts mehr
WI1SSeEN. 59  ın versichert, daß ein Lutterischer, der dar Gottsehlich wandeldt,
ebensogut sehlich werde als die Reformirte, und der unterschidt DUr her-
rühre VO  - der Prediger Zenckereien. Haltet derowegen Reformirte und
Lutterahner in yleicher Würde, und machet keine Differance.“ 12)
Hıngegen entsprach seinem Sınn für Unitormität un: Ordnung, dafß die
drei großen Bekenntnisse ZuUur Befriedigung der relıg1ösen Bedürfnisse für
ausreichend und ausschließlich geeignet hielt Einmischung der Geistlichkeit
1n weltliche Angelegenheiten duldete nıcht.
Er SoOrgte für den religiösen Frieden, und ebenso, WE beim Zzweıten
Jubelfeste der märkıschen Reformation „alles Invehiren un Schmähen auf
dıe Papısten“ verbot, verwarf jeden Kanzelstreit der beiden evangeli-
schen Bekenntnisse untereinander. Um des relig1ösen Friedens willen oriff

während seiner anzen Regierungszeit die Bekehrung Anders-
gläubiger, dıe „Proselytenmacherei“ ein und verordnete, daß diejenigen,
welche VO katholischen ZU protestantischen Bekenntnis übertraten, keine
Kurchen- und Schulämter erhalten sollten. Aus seiner entschiedenen Ab-
ne1gung Intoleranz mußte die Jesuiten ablehnen: „ Jesuwiıtter
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musset ırh 1n ure lender nıcht dulden. Sein Deuffels die dar kapable
viellen Böhses un! chedtlich euch und and un leuthe 13)
Verweisung der Geistlichkeit 1in die geistliche Sphäre, Gleichheit der Re-
formierten und Lutheraner, Gewissenstreiheit der Untertanen innerhalb
des Glaubens der drei großen christlichen Bekenntnisse, relig1Ööse FEintracht
beider evangelischen Bekenntnisse siınd die Elemente der Toleranzıdee, die
der Kön1g seinem Nachfolger mMi1t auf den VWe:  5 cab

TE Die Kirchenpolitik der Habsburger un Schlesien.
CGGanz anders verliet die Entwicklung des Verhältnisses VOoO  3 Staat Kırche
in Osterreıich. Wohl hatte Maxımıiuilian 11 1568 in seinen Ländern das "FO=
Jeranzprinzıp verwirklicht. Als ihm aber Rudolf£ tolgte, erhielt damıt
auch der Jesuitenorden 1n der habsburgischen Politik maßgebenden Fın-
fluß, den bıs seiner Auflösung nıcht mehr aufgeben sollte. Er stellte
die kaiserlichen Beichtväter und verstand CS, die Regenten überzeugen,
dafß die Ausrottung der Protestanten ebenso ine Sache ıhres Seelenheils
W1€e auch der FEinheit des Staates und damıt des Staatsvolks se1. Rudolt FE
verbrachte Jahre seiner Jugend ofe Philipps LL VO  3 Spanıien. 1609
gelang e allerdings den böhmischen Ständen im „Bruderzwist“ MILTt Mat-
thias, als dieser den Öösterreichischen Ständen Religionstreiheit gewährte
und die böhmischen Stände MIt den schlesischen Junı 1609 ein
Bündnis schlossen, Rudolf August den treie Religionsübung verbür-
genden Mäjestätsbruet abzutrotzen, der durch einen zwischen Evangelischen
und Katholiken abgeschlossenen Vergleich noch erganzt wurde Matthias
mu{ßte nach seinem Regierungsantritt 1611 Majestätsbrief, Vergleich und
das Bündnıis miıt Schlesien bestätigen
Se1n Nachfolger Ferdinand TE WAar ebenso Ww1e sein Vetter Maxımilıan
VOIl Bayern autf der Jesuiten-Universität Ingolstadt ErZzZOgSCH worden, und
beide durch Herzog Wilhelm VO  3 Bayern, den Gründer der
Universität, elehrt worden, dafß aller Segen tüur den Herrscher die
Wahrung der Glaubenseinheit gebunden se1°): In Erkenntnis dessen, W 455

ıhnen durch Ferdinand drohte, erkannten die Böhmen se1ine Wahl A}

Ka1ser nıcht A bestätigten 31 1619 ihren Schutzvertrag mit Mäh-
rFCN, Schlesien un: der Lausıtz und wählten Friedrnich VO  3 der Ptalz ZuU

Könige. Ihr Mangel Geschlossenheit, die Unfähigkeit, iıhr Gemeinwesen
iınnerlich ErNCUECTN, und Ferdinands Durchschlagkraft ührten aber ZuUr

Niederlage 1n der Schlacht Weißen Berge. Das Patent VO'

1627 hob den Mäjestätsbrief auf und bestimmte, „dieweil der Glaubens-
unterschied zumelst die Emporung verursachet“, die Römische Kiırche ZUrrF

alleinıgen böhmischen Kırche
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Schlesien Wr nıcht W1e Böhmen und Oberösterreich durch Waifengewalt
unterworten worden, sondern durch den kratt karserlicher Vollmacht VO  ”
Kurfürst Johann eorg VO  > Sachsen ererlich abgeschlossenen, VO  - Fer-
dinand ratıhizierten „Dresdener Akkord“ VO' 1621, der den Schle-
siern >  n 1nNe Geldbuße VO  3 300 0[010 Talern Generalpardon und Am-
nestie für ıhre Teilnahme böhmischen Autstand und Bestätigung aller
Rechte un Privilegien, insb. des Mäjestätsbriefs der Garantıe Jo-
hann eorgs zusicherte.

Dıe Ratıfızıerung des Vertrags 1621 bestätigte Ferdinand durch
Patent VO' L: 1621 Trotzdem begann <.chon 1621 der Kaıiser, die
schlesischen Protestanten ın zunehmendem afße verfolgen. 16272 wurden
allein Aaus der Grafischaft Glatz utherische Prediger D AHT Auswanderung
CZWUNSCH und 1623 evangelısche Kirchen WESSCHOMMECN. In Neisse
und anderen Stäidten wurden dıe Evangelischen CZWUNSCNH, ıhren (GSottes-
dienst in Nachbardörfern abzuhalten, der Fronleichnamsprozession beizu-
wohnen und ıhre Kınder aut die Jesuitenschulen cchicken. Unter diesen
Umständen 1St verständlich, daß der FEintall des Graten Mansfeld ın
Schlesien mancherorts begrüßt wurde, obgleich das Land jeden Mannn tür
den kaiserlichen Dienst autbot un ine Kommuission AT Bestrafung der
Schuldigen einsetzte. Ferdinand nahm jene Vortälle ZU Anlaß, Schle-
sien des Majestätsbriefs w1e des Dresdener Akkords für verlustig er-
klären und die Gegenreformation urchzutühren. iıne Retormationskom-
miıssı1on wurde eingesetzt, deren Spiıtze eın Konvertit, arl Hannıiıbal
VO  n Dohna, stand, un die 1 Füurstentum Glogau ın Schlesien erstmals
angewandten Dragonaden der Liechtensteiner Dragoner, die sıch bereits in
Böhmen ewährt hatten, sınd also nıcht RS VO  — Ludwig K VO  3 Frank-
reich ertfunden worden. Nur das stark befestigte Breslau, das die Liechten-
steiner. nıcht einließ, blieb VO  3 den Zwangsmaßnahmen verschont. Um
se1ne ele uUumMso besser verfolgen können, gestaltete Ferdinand dıe Cchle-
sısche Verfassung un machte die Beschlüsse des als kaiserlicher Statt-
halter und Oberhaupt der Stände amtierenden Oberlandeshauptmanns,
den bisher immer iner der protestantischen Herzöge gestellt hatte, VO  3

einem Aaus einem Oberamtskanzler un mehreren Räten bestehenden Kolle-
o1um abhängig. 2 3629 Dıie Stelle des Oberlandeshauptmanns wurde
1n die eines kaiserlichen „Oberamtsverwalters“ umgewandelt, und den
durchweg AU'S Katholiken NEeu gebildeten städtischen Magistraten WUrLr-
den die VO' Wıener ofe ITnanntfifen Königsrichter VvOorgesetzt In den
Prager Frieden VO  3 1635 zwuschen dem Kaiser un Sachsen wurde Schle-
sıen niıcht einbezogen. Der Prager Nebenrezeß versprach NUuUr den schlesi-
schen selbständigen Fürsten un der Stadt Breslau relig1öse Duldung und
Anerkennung ıhrer Privilegien.
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Wenn der Krieg, 1in dem Ferdinand IIT die Regierung übernahm, Jahre
lang im Reiche wutete und auch ÖOsterreich 1n immer vermehrtem aflße
in Mitleidenschaft ZO9, einem erheblichen Teıil daher, weil der Kaı1-
SCT lieber die größten Opfter bringen, auf Krone und epter verzichten
un sein Leben verlieren wollte, als den Protestanten Religionsfreiheit und
Gleichberechtigung zuzubilligen und ın seinen Erbländern die Ausübung
der protestantıschen Religion dulden. Konnte schließlich für die beiden
protestantischen Hauptbekenntnisse 1m Heiligen Römischen Reiche Reli-
vionsgleichheit erreicht werden, erwirkte doch der Kaiser, daß die
Wohltaten des Friedensschlusses tür se1ine Lande keine Geltung hatten, und
HA einuıge unzulängliche Zugeständnisse konnten die protestantischen
Reichsstände VO  $ ıhm erlangen: dafß ıhnen 1n den vier von protestantischen
Herzögen regiıerten Fürstentümern Liegnitz, rıeg, Wohlau und els un
der Stadt Breslau treie Religionsübung gestattet wurde. Im übrigen Schle-
S1ien hıngegen, das unmittelbar der kgl Kammer unterstand, den SO Frb-
tfürstentümern, wurde den lutherischen Grafen, Herren, Adligen und ıhren
Untertanen die Religionsübung NUur außerhalb des Landes erlaubt, auch
das Nur Z interposition der Königl. Mayt 1n Schweden vnnd den Augs-
PUur$. Confessionsverwandten Ständen Lieb“, abgesehen VO  3 den re1
Friedenskirchen, diie ls außerhalb der Stadtmauern der gleichnamigen
Stidte einem VO Kaiser bestimmten Platz erbauen durften, auf seinen
Betehl allerdings 1U  am A4aUS Lehm und olz 1Tie Zugeständnisse yalten DUr
tür Lutheraner, aber NUur, solange als die Schweden diese Gebiete besetzt
hielten. Dann begann Ferdinand, die Vertragsbestimmungen des Westfäli-
schen Friedens auf seine Weise durchzuführen und mit List, Schikane und
Gewalrt den Evangelischen der betroffenen Gebiete auch die wenıgen ihnen
gelassenen Möglichkeiten der Religionsausübung nehmen. wurden

dem Friedensvertrag, nach welchem die Lutheraner „nicht dür-
ffen vmb jhrıgs Exercitium 1m nächst angräntzenden Orthen außer
Gebieths besuchen behindert werden sollen“, wurden dem Besuch der
auswärtigen Gotteshäuser alle erdenklichen Hındernisse bereitet, ebenso
dem der Friedenskirchen, tür die die notwendigen Geldmuittel VE außer-
halb Schlesiens 1n Sachsen, Brandenburg, 192 1n Schweden gesammelt
worden %5 Als eın Sturm die an aller Eiıle VOL Glogau errichtete „Hütte
Gottes“ 1654 umri1ß, hatte die Gemeumde lange kämpfen, bıs der Lan-
deshauptmann den Wiederautbau gestattete, da nach seiner Auslegung der
Kaiser nNnur einen Neubau, nicht aber den Wiederautbau einer eingestürz-
ten Kirche zugestanden hatte In staatskirchenrechtlicher Hınsıcht Erat
1n die Fußstapfen seines Vorgangers und machte alıs Erster 1n Osterreich
die Veröffentlichung päpstlicher Bullen un Breven VO  3 staatlıcher (5e-
nehmigung abhängig.
Leopold WAar ursprünglıch AB geistlichen Stande bestimmt un: kam NUuUur
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durch den Tod seines alteren Bruders Ferdinand ZAIE: Kaiserwürde. Er
War völlıg VO  w} den Jesuiten abhängıg, die ın den Staatsangelegenheiten
einen unbeschränkten Einflufß ausübten, und ungeachtet der ständigen Be-
drohung durch Frankreich und die Türkeı, dıe nach einem Jangen, erschöp-
tenden Krıege die Wahrung des Friedens 1m Innern besonders ertordert
hätten, erschien ıhm notwendig, Ungarn, das einzıge habsburgische
Land, das och Religionsfreiheit besaß, 1n eıinen SFrausamen Religi0ns-
krıeg verwickeln. In Schlesien wurden die Bedrückungen fortgesetzt.
Zur Behinderung der Religionsübung Lrat das Verbot der Hausandachten
und der Zwang der Teilnahme den Übungen des katholischen Kultus.
7Zur relig1ösen Bedrückung Drat die Rechtlosigkeit aut allen Gebieten des
bürgerlichen Lebens: Ausschluß A{}  3 Staats- un Gemeindeämtern, vielfach
auch VO Bürger- un Meisterrecht, allgemeıne Begünstigung der Katholı-
ken be1 Grundstückserwerb un: Rechtsstreitigkeiten. Vermögenden CVaAaNSC-
lischen Wıtwen erschwerte in  3 die Wiederverheiratung MITt Glaubens-
gefährten, Minderjährige unterstellte Na  3 katholischen Vormündern
Als November 1675 das evangelische Piastenhaus in den Fürsten-
tumern Liegnitz, Brieg und Wohlau ausstarb un: der Kaiser s1e als C1I-

Jledigte Lehen eINZOZ, dehnte dıe Religionsverfolgung auf diese Gebiete
AUuUs, trotzdem noch kurz nach dem Heimftall 1676 den Ständen feierliıch
versichert hatte, S1Ee die Bestimmungen des Westfälischen Friedens
nıcht beschweren. In der Erkenntnis, daß die Beeinflussung der Jugend
viel größeren Erfolg versprach als dıe der Erwachsenen, erließ iıne
Verfügung, nach welcher alle Walisen VO  $ Katholiken CTZOSCNH werden
sollten. Den Jesuiten, die heftigsten Widerstandes se1ıtens des Magı-
STIrats sıch 1638 ın der evangelischen Hauptstadt Schlesiens nıederlassen
konnten, schenkte 1659 die kaiserliche Burg für ıhr Kollegium. Noch
orößer wurde die Unzufriedenheit der Breslauer, als jene ZUr Unıyer-
sıtÄät umwandeln wollten, und TSTE IZOZ nachdem der Magiıstrat Unsummen
für Gesandtschaftten den Wıener Hof und dıe dort reichlich verausgab-
ten Bestechungsgelder verwandt hatte, unterzeli:  nete der Kaıiser die Stit-
tungsurkunde für die Hochschule, die aber dies hatten die Breslauer
erreicht 1LLUT Theologzie, Philosophie, anoniıisches echt und schöne Wis-
senschaften lehrte, und bis 1740 ISt s1e DUr VO  3 breslauer Lutheranern
besucht worden
Es mögen Enttäuschungen CWESCH se1n, die Leopold veranlaßt hatten, se1-
1CH Sohn Joseph VO  3 einem vorurteilsfreien Weltpriester erziehen las-
K Völlig verschieden VO' alten Kaıiser, wahrte gegenüber dem fran-
zosentreundlichen Vatikan seine Selbständigkeıt, die ıhm die Be-
drohung mit dem Banne einbrachte, vermıed aber nach Möglıichkeit, siıch
mMit ıhnen überwerfen Weder päpstliche Vorwürfe noch der baldige
milıtärısche Umschwung Ungunsten Karls XIL konnten den Kaıser be-
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C  N, von der Altranstädter Konvention VO 9 1707 die MI1t
Schweden, das den Garanten des Westfälischen Friedens gehörte und
dem siıch England, die Nıederlande und Preußen angeschlossen hatten, aD
zugehen. Im Gegenteıil sıcherte eın zwiıschen den kaiserlichen Vollzugskom-
missaren und dem schwedischen Bevollmächtigten 1709 vereinbarter
Fxekutionsrezeß den evangelischen Schlesiern die Durchführung des Ver-
Lrages und erlaubte iıhnen, 1n den Erbfürstentümern noch Gnadenkirchen

erbauen, W as iıhnen reilich Gebühren, Darlehen und Geschenken tür
Kaı1ser und Schwedenkönig 700 01010 Gulden kostete 10) Leider erlebte
der Kaiser die Vollendung se1ines VO  - hoher Staatsklugheit getragenen
Werkes nıcht mehr.
arl VI (1711—1740), der die Spanıer verehrte un!: die Deutschen als
„plump“ verachtete, fiel 1n den alten habsburgischen Leitgedanken zurück,
den katholischen Glauben als tragendes Element der Öösterreichischen Ol
kerfamıilie betrachten, WENN auch Aus politischen und wirtschaftlichen
Gründen Radıkalmaßnahmen vermıed und den Altranstädter Vertrag for-
ell aufrechterhielt. Was In  e} aber auf direktem Wege nıcht D VeCI-
suchte INn  — auf indiırekte Weise erreichen. Die evangelischen Geistlichen

be] der katholischen Kırche ihres Ortes eingepfarrt un unterstan-
den In der Lehre der bischöflichen Auftsicht. Dıiıe evangeliıschen Ehen und
der bürgerliche Erwerb der Protestanten wurden erschwert. Neu WAafl, daß
alle alıs Apostaten verfolgt wurden, die selbst, oder deren Vorfahren e1nN-
mal;, wenn auch 1Ur kurz, katholisch gewesen und nach dem Altranstädter
Vertrag wieder evangelisch geworden al  N, OVON Ina  } zahlreichen (Je-
brauch gyemacht hatte, und Hartnäckige, die nach sechswöchigem Unter-
richt 1m Gefängnis durch einen katholischen Geistlichen nıcht ekehrt WUur-
den, wurden SA Auswandern un Zurücklassung ihres Vermögens g-
ZWUNSgECN. urch eın zielbewußtes System versuchte INan, die Lutheraner
mürbe machen, und eın ständiger, geheimer ruck astete auf iıhnen.
Auch aufßerhalb Schlesiens kamen die Protestantenverfolgungen wieder in
Gang Böhmen erlebte während Karls Regierung mehrere Verfolgungs-
wellen H)
Seine Sorge für die relig1öse Einheit se1nes Staatswesens hınderte ıhn nicht,
gegenüber der Römischen Kiırche die staatliıchen Hoheitsrechte rücksichtslos
geltend machen und In ihre iınneren Angelegenheiten einzugreifen, be-
sonders WEeNN sıch dıe Belastung der Kirchengüter Gunsten des
Staatshaushaltes handelte.'). Die katholische Kırche Schlesiens mußte iıhre
Monopolstellung MIt einer weitgehenden Abhängigkeit VO  3 der kaiserlichen
Regierung erkaufen, die iın die Vergebung VO  ; Benefizien, die Ver-
mögensverwaltung und Besteuerung willkürlich eingriff. Besonderen ruck
übte s1ie bei der Besetzung des Biıschofstuhles Aaus, das Domkapitel 1LUFr
1ın den seltensten Fällen se1n Wahlrecht geltend machen konnte, ebenso be1
lb) ugenheim I1 242/43 QU)a.a.0 245—247 12) Loesche,



den Abtswahlen, und Preußen konnte Spater, als ÜAhnlichen Ma{ßs-
nahmen schrıtt auf die durch das katholische ÖOsterreich geschaffenen Pra-
zedenztälle hinweıisen
Und W IC WAal, vorwegzunehmen die Eınstellung VO:  $ Marıa There-
$1A®© Wohl verfiraute S1€ voll ihrem Mıiınaiıster Kaunitz der selbst Voltairia-
NOr WAar begünstigte die Staatsautsicht Kırchensachen und schränkte die
Vermehrung der Klöster eC1inNn In relıg1öser Hınsıcht aber tühlte sS1Ee ebenso
W 1€ hr Gemahl der habsburgischen Tradıition entsprechend sich der Ver-
teidıgung der Interessen hrer Kiırche verpflichtet S51e betrachtete als
selbstverständlich all ıhr Handeln den Forderungen VO  3 Kırche und lau-
ben unterzuordnen, und ließ 05 härtere Maßnahmen als ihr Vater
Das evangelische Bekenntnis wurde wI1ie Hochverrat behandelt und Wiıder-
spenstige mu{fßten nach Ungarn und Siebenbürgen auswandern Kennzeich-
nend 1IST ıhre Aufforderung ıhren Sohn Maximilian, sıch Glaubens-
fragen rückhaltlos der Entscheidung se1NECSs Beichtvaters fügen, W 16

auch schon der verewı1gte Kaiser habe
Kaıser Franz verirat den Standpunkt u11 miıch nıcht durch solche
Geistreicheleien beunruhigen lassen da iıch Trost

NochGlauben un der linden Unterwerfung die Dogmen finde
W el Jahre VOTLT iıhrem Tode (1780) unterzeichnete S1E das Religionspatent
wonach keın lutherisches Buch gestattet WAar, Hausvater bei Zuchthaus-
strate keine Andachtsübungen zulassen und NnUur Katholiken heiraten durf-
ten 13)
Der relig1öse Gewıinn für das Bıstum Breslau entsprach nıcht den Erwar-
tungen Ermutigt durch die schwedische Hılte und ıhre protestantischen
Nachbarn Preußen un Sachsen lieben dıe Evangelischen überwiegend
bei1 ıhrem Glauben lehnten die ıhnen aufgezwungenen katholischen Ge1ist-
lıchen ab un! wanderten dafür lieber mejlenweit die protestantischen
Kırchen der Nachbarländer besuchen, oder holten sich geheimen
Trost bei den Buschpredigern die auch iıhre Kinder tauften und konftir-
MmMuerten Der durch die Vertolgungen geste1gertie Ha{fß alles W as

katholisch W verhinderte gyrößere Übertritte Dazu kam der iNNeEeTe Ver-
fall VO'  3 Kirche, Kultus und Geistlichkeit Der zußerlichen Wiederherstel-
lung der katholischen acht entsprach nıcht die innerliche Rekatholisierung
und das Wiederautblühen katholischen Lebens 14)
Am folgenschwersten jedoch wirkte sich die habsburgische Konfessions-
politik außenpolitischer Hınsicht Aaus Hatte das Haus Osterreich der
römischen Kırche großen Dıiıenst Cr WICSOUN, hatte siıch die Dro-
testantische Bevölkerung Schlesiens zZzu erbittertsten Feinde yemacht Sehn-
süchtig blickte diese nach Norden un verlangte, derselben Gnade teil-
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haftıg werden Ww1e schon der Kreıis Schwiebus, und der acht ANZUSC-
hören, miıt der sıe sıch innerlich verbunden tühlte. Der Öösterreichische
Druck einerselts un: die Religionsverwandtschaft der preufßischen Nach-
barn ergaben ein derartiges psychologisches Gefälle, daß die Besetzung
Schlesien durch Preußen anzCcnh ruhig und reibungslos VOTLr sıch ying
un daß 1U des kriegerischen Anstofßes bedurfte, die Schlesier
offenen un Anhängern des preußischen Königs werden lassen,
den s1ie begeistert als ıhren Befreier wıllkommen hıeßen. Friedrich
konnte mit echt in seiner „Hıstoire de INO  3 Temps“ schreiben: 1e Rel:-
2102 tIrug dazu bei, die Geıister preu{fßSisch machen, da we1l Drittel
Schlesiens Aaus Protestanten bestehen, die, lange durch den Öösterreichischen
Fanatısmus unterdrückt, den KöÖönı1g als einen Retter betrachteten, den ihnen
der Himmel gesandt hatte“ 15)

HT Dıie fridericianısche Toleranzpolitik Un Schlesien.

Frste Regierungsma ßnahmen des Könıigs.
Am 31 Maı 1740 trat Friedrich 11 se1ine Regierung Der Staat, den A

vorfand, WwWar fast eın protestantisch. Nach einer damaligen Statıistik be-
saßen 1m Höchstfalle Brandenburg un Ommern %. Ostpreußen 2 60.
Lauenburg und Bütow Magdeburg 229 ; Minden 2-5%0- Halberstadt
3,4°% , ark 590 Ravensberg Neuenburg 4,2%0, Draheim un Teck-
lenburg fast Dgar keine, DNUur Kleve hatte rd 60%o, Lingen d 97°%, Geldern
fast 100%o Katholiken. In Moers WwWar die Zahl unsicher.
Schon die ersten Verfügungen des Königs ließen keinen Zweitel der
Richtung, die in seliner Kirchenpolitik einzuschlagen gedachte. Auf das
Ersuchen eines Katholiken Bürgerrecht in Franktfurt A, entschied

15 1F} „Alle Religionen seindt yleich und guht, Wann DUr die
leüte, sı1e professiren, Erliche leüte seindt, un: wenn Türken und Heıden
kähmen und wolten das Land pöplıren, wollen Wıer s1e Mosqueen und
Kırchen bauen“ Dem Geıistlichen Departement, das 1740 Be-
schwerde darüber führte, daß für die katholischen Soldatenkinder eıgne
Schulen angelegt würden, die Unzuträglichkeiten verursacht und Protestan-
ten bekehrt hätten: „Die Religionen mussen alle toleriret werden, und INUsS
der Fiscal uhr das ause darauf haben, das keine der anderen abruch LuUue
Denn hier INUu$S ein jeder nach Seiner Fasson Selig werden“ Der Stettiner
Garnisonsgeistliıche edoch, der „das ıhm accordirte freie Religionsexerci-
tium nach eigenem Belieben extendiren und durch allerhand Neuerun-“-
gCn se1n unruhiges Gemüuüt den Tag legen begonnen hatte, wurde Ab-
beruten un eın friedlicher Mann die Stelle ZESETZT. In den Rıchtlinien
tür die katholischen Geistlichen VO 11 1740 heißt CS, daß der Geist-
ıche
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selınem Amte LIreuU und fleißig, jedoch hne alle Zänkerei und Streit MIt
den evangelischen Geistlichen und ohne alle Proselytenmacherei obliegen
oll
2 Er oll „als eın Lreuer Untertan durch unverbrüchliche Beobachtung der
VO'  — Sr kgl Mäjyestät ErHanNSCNC Gesetze und Verordnungen, auch Führung
eines stillen, TOomMMenNn und gehorsamen Lebens seiner Gemeinde mMIt m
Exempel vorangehen.“
Er MUu sıch zußerst angelegen se1n assen, die katholischen Soldaten
Gottesfurcht, unverbrüchlicher Teue den Kön1g, Gehorsam
iıhre Oitiziere und Pflichtbewußtsein anzuwelsen und sıe VO  3 Aufwiege-
Jungen, Desertionen und allen bösen Vorhaben abzuhalten.

4 ol] sıch NUur seinen geistliıchen Funktionen wıdmen und sich 1n keine
anderen Dınge einmischen

Dıiıe eıt des Schlesischen Krıieges
Religionspolitik als Mittel der Kriegsführung.

Als Friedrich Dezember 1740 1n Schlesien einmarschierte, befahl
ıne allzemeine kirchliche Fürbitte 1n sämtlıchen Kırchen seiner Lande,
den degen diesem SGF Erhaltung der Wohlf£fahrt des Deutschen Reiches
un z Besten der bedrängten evangelischen Kirchen unternommenen

Feldzug“ erbitten Die katholischen Mächte hingegen genelgt,
das schlesische Unternehmen als eınen Krieg betrachten, der der SAaNZCH
katholischen Religion und ıhrer Ausrottung 1in Schlesien CAalt, un iıhren
Hauptsitz hatte diese Auffassung naturgemä{ß 1n Osterreich. Der Wıener
Hot emühte sich, seinen Ansıchten über die Bedeutung des preußischen
FEinmars:  es auch bei den anderen katholischen Mächten Geltung ver-

schaffen, un: empfänglichsten dafür WAar Polen, das in einen Religions-
krieg SC Preußen getrieben werden sollte. Höchst aufschlußreich hierzu
heißt 1M Immediatbericht des Oberstleutnants Frh V, Goltz Aus War-
schau VO' 1741 „Der Wıener Hof edient sich des Palatin VO  $
Krakau und des Priımas, die ihm VO langer Hand verbunden sind. Der
letzte SEIZTt Hımmel un Erde in Bewegung, die Parteien einiıgen.
Er will den Krieg 1n Schlesien als einen Religionskrieg betrachten, un alle
Priester hören nıcht auf schreien, dafß die katholische Religion
geschehen seıin wiırd. Der untius des Papstes sStutzt MmMIt allen Krätten
die Interessen des Wıener Hotes und efiehlt der Geistlichkeit, dem Adel
die Getahr der Religion begreiflich machen. Al das hat schlechte Wır-
kungen hervorgebracht, und den Provınzen Krakau, Masovıen und Ta
thauen gibt CC viele Edelleute, die Neigung haben, sich Ver-

bınden, sobald sıie des Einverständnisses ihres Hoftes sicher sind, den die
OCsterreicher durch die Jesuiten aufreizen lassen.“ Die Großen des Reiches
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wollten jedoch ine Einmischung nicht, da s1e e1in Eingreifen Rußlands be-
türchteten Benedikt XIV. torderte 1n einem Schreiben VO 11 1741
die geistlichen und weltlıchen katholischen Fürsten des Reiches auf, sich für
die Erhaltung der katholischen Religion in Schlesien MIt allen Kräften
einzusetzen, daß ihm der Wıiıener Gesandte tfür die Anteilnahme den
schlesischen Angelegenheiten dankte
Friedrich War der Wıener Propapanda vegenüber allerdings nıcht untätıg,
und befahl dem Residenten Hoffmann 1ın VWarschau, das Publikum und
dıe Magnaten 1n Polen VO  3 der alschen Meınung abzubringen, daß der
Einmarsch einen Religionskrieg bedeute. Wiederholt betonte ihm, daß

die katholische Religion 1m Genufß all ıhrer Besitzungen, Rechte, rel-
heıiten und Privilegien erhalten werde un daß bereit sel, den Polen alle
verlangten Siıcherheiten datür geben, und ersuchte ihn, alles NnLier-

nehmen, W Aas ZUr Aufklärung irgendwie nützlıch seın könne, und autf alle
Umitriebe geNaueSsSteNs achten.“ Es LSt schr wahrscheinlich, daß der Wie-
NDNOeT Hof, dem Parteigängern 1n Polen nıcht mangelt, eiınerselts, und
andrerseits die katholische Geistlichkeit, deren ungeheuren Credit dem
polnischen del InNnd  - kennt, Himmel und Erde in Bewegung
setzen werden, Mır neu€e Schwierigkeiten bereiten und Mich
hindern, Mich 1n Meıner Eroberung festigen.“ Die Schritt des
hallenser Protessors Ludewig „Catholica Religio in tuto (deutsche ber-
SEtZUNgG: „Dıie ungestörte Siıcherheit der katholischen Religion“) 1eß das
preußische Kabıinett drucken und 1in Polen un: im Ööstlichen Preufßen Ver-
teilen Dem Beichtvater des sächsischen Königs versicherten die preufßi-
schen Gesandten sächsisch-polnischen Hote, daß 1n Schlesien keine der
katholischen Religuon nachteilige Veränderung eintreten, sondern freje
Relıgi0onsübung wI1ie in den anderen preufßischen Landen gewährleistet
würde, un: als der NEUu Bischof VO  3 Ermland Königsberg besu-
chen wollte, wurde der ostpreußischen Regierung |böd€\lf£!, nıchts C1L-

mangeln lassen, wodurch verpflichtet und dem preußischen Interesse
zugänglich gemacht werden könnte

Könıg UN Bistumsgeistlichkeit.
Bei seinem Einmarsch versicherte der König den Schlesiern, ıhnen al ihre
Rechte ohne Unterschied der Reliıgion belassen. Oberhaupt der 1özese
War Philıpp Ludwig raf VO  $ Sinzendort. Geboren 16972 Parıs,
seiın Vater, der spatere Hotkanzler, Gesandter WAäTr, wurde VO  a FTA
1n Rom CTZOSYCH, sich, ein Mann VO  n feinster tranzösischer Bildung,
tür die schönen Wissenschatten ebenso wie tür den geistlichen Stand be-
geisterte. im Kreise der hohen Prälaten, 1n den bei seinen angenehmen
Umgangsformen und seinem aufgeweckten Verstand bald Einlaß tand, ITA

auch 1n freundschaftliche Beziehungen ZU: spateren apst Benedikt
a.a. Koser 280 Publ1 2  ‘“)
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CN und FA wurde den Willen des Breslauer Domkapitels NUur

durch kaiserlichen und päpstlichen Einflufß MIt einer Stimme Mehrheit zZzu

Bischof gewählt, daß ıne pannung zwıschen beiden Teılen unvermeid-
lıch W arl. E: der sich den reichen und unabhängigen Bischotsitz bemüht
hatte, konnte siıch daher nıe se1nes ungetrübten (zenusses erfreuen 3 Als
Herr des Fuüurstentums Neiße-Grottkau verbot seinen Untertanen, tür die
Preußen liefern, schanzen und sonstige Arbeiten Z} leisten, stand in
Verbindung MIt dem Öösterreichischen Kommandanten der Festung Neiße
und anderen preußenteindlichen Stellen, schickte ıhnen Lebensmiuttel und
korrespondierte mMIt Osterreich, dafß auf seinem Landsitz Freiwaldau,

mit aller Zuvorkommenheit behandelt worden WAarl, verhafttet und
auf das Schlofß Ottmachau gebracht wurde. Doch verschloß sich der König
nıcht der Erwagung seines Staatsministers A Podewils, daß dies der Ver-
ständigung mıi1t Osterreich 1mM Wege stehen und auch bei den anderen katho-
lıschen Höfen unangenehmes Aufsehen ErTeCSCH würde. S50 wurde der Kar-
dinal nach Breslau überführt un 1741 in Freiheit ZesetzZt
der Bedingung, binnen Tagen Schlesien verlassen, sıch Ehren-
WOTLT jeder den preußischen Interessen schädlichen Korrespondenz ent-

halten und sıch 1n Wiıen für die Auslieferung der Kriegsgefangenen eInNZzuU-
setzen. Sinzendort AInNg zunächst nach 1en, dann nach Olmütz, durtte
aber Januar SS nach Breslau urückkehren Nachdem 11 1741 dıe
Fürsten un Stände Niederschlesiens dem Könıg gehuldıgt hatten, ent-

schloß sıch der Kardinal mit dem Klerus, eın gleiches LunNn. Seine frei-
willige, vorzeitige Rückkehr VOLr Kriegsende und seine schnelle Bereıit-
willigkeit, Friedrich als Landesherrn anzuerkennen, verschärften jedoch
nıicht NULr seinen Gegensatz ZU Domkapitel, sondern entfremdeten ıhm
auch 1en un den aps Seine Weltgewandtheit un: Elastızıtät mach-

ıh außerordentliıch gveeignet für die schwierige Vermittlerrolle, die
dem ersten preußisch-schlesischen Bischof zukam, doch auch der
König und seine Reguerungsorgane sorgfältig darauft bedacht, mit ıhm auf
m Fuße stehen und ıhre Maßnahmen möglichst der bischöflichen
Zustimmung versichern. Friedrich selbst überhäufte ıhn miıt Liebenswür-
digkeiten und sandte ihm schon Ende Marz 1742, da VO  3 einem dahın-
gehenden Wunsche Sinzendorts gehört hatte, einıge lebende Fasanen mit
der Versicherung, da{flß immer SCIN bereit sel, seiner Zufriedenheit be1-

10)
In eıiner Resolution die breslauer Bistumsgeistlichkeit VO' 11 1741
erklärte Friedrich, daß weit davon entfernt sel, „Maiß un Ziel OTZU-

schreiben, W as S$1€E glauben oder denken; sollen vielmehr allen Religions-
388  9 W 16 selbiger auch Namen haben Mas, in dem azußersten rad Ver-

abscheuen un denselben als einen offenbaren un: höchst esträflichen Eın-

Theiner AD  n 413
Theiner I AD 414, Publ 1, OSer 299

10) Publ 2 82
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oniff die Rechte des Allerhöchsten ansehen, welcher siıch die Herrschaft
über die ew1issen N: und allein vorbehalten un: selbige keinem welt-
lichen Monarchen mitgetheilet Betretts der weltlichen Freiheiten, Priıvi-
legıen und Immuniıtäten allerdings behielt sich sorgfältige Prüfung vor'')
Das breslauer Jesuitenkolleg MI der angegliederten UnıLıyersitat nahm
un SC1INCN Schutz und beließ bei seinen bisherigen Rechten SOWEILL 61C

MI1 der Wohltfahrt Schlesiens vereinbar Von den Ordenshäusern
verlangte daß Sie die ıhnen auferlegten Kriegslasten mıttrugen da alle
Untertanen gyleichmäßig dazu herangezogen wurden und Ausnahmen konn-
ten nıcht zugestanden werden, da dies tür die anderen Steuerzahler Ar

mehrte Lasten bedeutet hätte abgesehen davon daß auch katholischen
Ländern die Geistlichkeit derartıgen Lasten unterworten wurde !%) Nach
der Schlacht be1 Mollwitz wurde ebenso W 16 nach anderen S1egen, ein all-
mM Dankgebet angeordnet '*)

Maßnahmen ZUuUYT konfessionellen Befriedung
Zur Festigung der preußischen Herrschaft und des inneren Friedens
Schlesien gehörte auch die konfessionellen Ungerechtigkeiten beseitigen
un: dem unterdrückten Protestantismus Erleichterung verschatten Dıies
gyalt VOTLT allem für die Kommunalverwaltung urch Erla VO 1741
wurde bestimmt daß 1 den Ratskollegien jeder Stadt die bisher Nnur Au

Katholiken bestanden, Evangelische Sitzen sollten Ergänzend kam
14 1741 die Bestimmung hinzu, da{flß dem evangelischen Niederschle-
sıen die Stellen der Bürgermeıister, Syndıci und Kiämmerer mMI Evange-
lischen besetzt werden sollten Doch sollte ıcht die Verwaltung darunter
leiden, und damit nıcht iw2 Unfähige diese verantwortungsvollen Posten
besetzten, sollten, solange tachlich ee1gneten evangelischen Schlesiern
tehlte Personen AUus anderen Landesteilen herangezogen werden 'l4)
Die Öösterreichischen Rekatholisierungsbestrebungen hatten Cin Hauptaugen-
merk darauf gerichtet Seelsorge und Schuldienst tür Evangelische möglichst
einzuschränken Das Immediatgesuch des Graften Von Hochberg autf Für-
stenste1n, Fürstentum Schweidnitz, VO 1741 1ST C erschütterndes
Zeugn1s für die seelische Bedrängnis der die ylaubenstreuen Protestanten
ausSgeESETZL N, un sC1 deren Kennzeichnung als CIn Beispiel VO  3
vielen wiedergegeben

Nachdem die Unterthanen und Inwohner me1iner (süter IN1Lr be  ch un
MT tränenden Augen vorgestellet S1C VOor und beschwerliche
Reısen den Schweidnitz un Landeshut gelegenen evangelischen Kır-
chen anstellen müßten: wievıel eld Zur Taufe Kindes —
ordert würde:; W IC der ATINE Mann, dem dies mangelte, jährlich kaum C11N-
mal i Predigt hören un: Zu Abendmahl gehen; W 1e WCN1S hre Kınder
1) a.a.0 36 !2) a,a.0 S 13) a.a.0 o S E O, 5
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1n dem Grunde christlichen Glaubens be1 dem zeithero hochverbotenen
Ööffentlichen evangelıschen Schulhalten unterrichtet werden könnten und
wievıel Seelennot diejenıgen Alten und Kranken oftmals ausstünden, wel-
che n Entlegenheıit der evangelischen Prediger ohne Ermahnung und
Trost dahinsterben muüßten.“

Die Stadt Gottesberg, 1500 Einwohner, davon Katholiken, mu{fßte nach
dem Meilen enttiernten Landeshut;: Friedland (621 Familıen MIit Ka-
tholiken) un!‘' Waldenburg Evangelische) Meilen nach Schweidnitz;
Salzbrunn FEinwohner M1t Katholık) Meılen nach Schweidnitz
und Landeshut; Giersdorf (mit umliegenden Dörtern 4000 Einwoh-
HGT ohne Katholiken) e Meilen bıs ZUr nächsten Kirche durch unwCS-

Bergland; Waltersdorf (mit dazugehörigen Gemeinden über 7000
Einwohner ohne Katholiken) wenigstens Meılen bis ZuUur nächsten Kırche.
Der Köniıg entsprach dem Gesuch, die Anstellung evangelischer Schul-
meılster und Prediger genehmigen, MI1t der Maßgabe, daß die Kathol:1-
ken 1mM Besitz ıhrer Gerechtsamen (Kırchen, Stolgebühren UuSW.) verbleiben
sollten 15) Allgemein stellte 1747 den Grundsatz auf, dafß die
Kaätholiken in ihren althergebrachten Gerechtsamen in keiner Weise g..
kränkt und nıcht den Besitz ıhrer Kirchen gebracht werden.. sollten,
wobei seit ! dde Rechtslage WAaTrT, daß dem katholischen Geistlichen
un: seinem Kırchenvorsteher die Stolgebühren für Taufe, Aufgebot, TAauU-
un und Beerdigung ezahlt werden mußten, bevor sie der evangelische
Geistliche vornehmen durfte. Dıe Evangelischen, die öffentliche Religions-
übung verlangten, mu{fßten selbst tür den Ort des Gottesdienstes un den
Unterhalt der Geistlichen SOIrSCH 16) Das bischöfliche Vikariatamt 1n Yres-
lau wurde angewıesen, die Beerdigung von Protestanten auf katholischen
Friedhöfen Entrichtung der Stolgebühren nicht mehr behindern 17)
Die königliche Fürsorge galt auch denen, die ihres Glaubens willen Aaus

Schlesien vertrieben worden 1, Er heß, WEeNnNn auch vergeblich, die Pa
rückberufung der Schwenckfelder 1in dıe Wege leiten. Den griechischen
Christen Breslau gestattete 1ne Kirche Er xyab den Unitarıern freie
Wirkungsmöglichkeit un nahm 1747 die Brüdergemeine ın Schlesien auf,
verlangte allerdings, daß s1e Zurückhaltung gegenübgr Andersgläubigen
übte und öffentliches Ärgernis vermied 18)
Bei der Neuorganısatiıon des Kirchenwesens durch das Notificationspatent
V O) 1742 WAar der Leitgedanke, da{fß weder die Majestätsrechte noch
aber die bischöflichen relig1ösen Befugnisse über die Katholiken beeinträch-
tigt werden sollten, da für uhe un!: Wohlstand des Landes nıchts chäd-
lıcher schien als Unterdrückung iın Glaubenssachen. Das bischöfliche KOon-
sistor1um wurde bestätigt. Zur Zuständigkeit der neuerrichteten Konsıiısto-

s) a.a.0. 21 K A ll1) aa 42, 99, 150, 151 17) Q 71 17’42
ll) 28 638. Büsching 131



1en be1 den Oberamtsregierungen in Breslau und Glogau, denen 1744
noch eın drıttes in Oppeln trat, gehörten ınsb. die Aufsicht über Prediger,
Kirchen un Schulen, Examinıerung, Bestätigung und Einführung der Pre-
dıger, Ehesachen, WEeNN wenigstens eın Teil evangelisch WAaFr. Dıie Oberamts-
regı1erungen hatten die Katholiken 1n ıhren Religionsgrundsätzen schüt-
ZCH; und jedem stand frel, siıch unmittelbar den Köniıig wenden,
damıt ihm umgehend Gerechtigkeit verschaftt werden konnte. He V An-

gelischen Gutsbesitzer konnten Schulen einrichten. Katholische Obrigkeıten,
die evangelische Untertanen hatten, mußten autf deren Kosten ihnen einen
evangelischen Lehrer gestatten und ıhm iıne Wohnung zuwelsen. Auft den
Einspruch Sinzendorfis, der das Patent als Gewissensbeschränkung auffafßte,
erwiderte der mı1t der Ordnung des schlesischen Justizminısteriums betraute
Cocce]l, dafß Öösterreichischer Herrschaft die evangelıschen Ehesachen
nach Wıen yingen und Ehestreitigkeiten beiderlei Religion VO katholi-
schen Konsistorium entschieden wurden. Es musse der allgemeine Grund-
SAatz herrschen: „Was jemand für sich beansprucht, darf beim anderen
nıcht mißbillıgen 19)
Am 1747 kam Friedrich nach Breslau, seine HGH6 Eroberung 1n
Besitz nehmen. Er nahm Wohnung 1in einem bischöftflichen Gebäude und
emühte sich die Gunst der hohen Geistlichkeit. König und Kardınal

mehrtach beieinander (aste. Am Juli wohnte Friedrich auf
eigenen Wunsch mit dem ganzcn ofe in der Stitskirche der Augustiner-
Chorherren auf dem Sande einer Predigt des Kardıinals mit einem VonNn

rat Schaffgotsch SESUNSCHCH Hochamt bei, und Sinzendorf schrieb darüber
den Papst „Der Könıg un die Priınzen MIt dem SaNnzCch zahlreichen

ofe haben der anzcn Feier MIt einer solchen Stille un solchem An-
stand beigewohnt, der orößer War als der, den Ina  . in der päpstlichen
Kapelle beachtet. Als ıch be1 ihm aniragen liefß, ob 1n der Kiırche
miıt einem Throne bedient werden wolle, yab M1r ZUTFC AÄAntwort: 5  1e€
csollen mır NUuUr ine eintache Bank bereıten, ıch mich in Gesell-
schaft befinden kannn und ohne alles Zeremonuiell, da sich keineswegs
geziemt, daß TINEC Sterbliche VOTLT dem Angesichte Gpttes sich brüsten 20)

Dıiıe Friedensverhandlungen.
Der Gang der Friedensverhandlungen wurde wesentlich beeinflußt durch
die Hartnäckigkeit, mit der sıch Marıa Theresia für die Erhaltung der
Rechte ıhrer Kırche ın Schlesien einsetzte. Der preußische Unterhändler
V, Podewils erklärte Lord Hyndford, dem den Frieden vermittelnden bri-
tischen Gesandten Preußischen Hofe, der König könne nıcht dulden,
daß na  ] dem Wiener ofe durch entsprechende Vertragsbedingungen Vor-
wände lıefere, sıch in Zukunft ın dAre ınneren Angelegenheıten Schlesiens
einzumischen; dafß, wenn INa  w} solche Bedingungen zugestände, die Katho-

ll) ubl 2 41/2, 6, 62/3 !D) Theiner



liıken jeden Augenblick Wiıen anrufen un die geringsten Veränderungen
1mM Lande als Vertragsbruch betrachten würden. Hyndford antwortete, da{fß
se1 nıcht die Absıicht Wıens. „Aber die König1n würde ylauben“, wie in
Podewails‘ Immediatbericht heißt, „verdammt werden un:! nıemals 1Ns
Paradies einzutreten, wWenNnn INa  w für die Erhaltung der Katholiken 1n Schle-
s1en absolut nıchts festlegen würde, da der König dann der Herr ware, sie
alle miıt der eıit Aaus dem Lande Jagen, die Abteien, Klöster und from-
INnen Stitter beschlagnahmen, w1e ıhm gutdünkte, un: daß s1€e
ıhrem Rute bei ıhren anderen katholischen Unterthanen und den anderen
katholischen Mächten schuldig se1, Nach längerem Unterhandeln zwischen
Hyndtord un! Podewils kam schließlich die endgültige Fassung des Art. VI
des Präliminarfriedens Breslau VO 11 Juni 1747 zustande: 8 der
König VO  3 Preußen erhält die katholische Religion in Schlesien 1m Status
qQuUO, sSOWw1e jeden Einwohner dieses Landes in seinen rechtmäfßigen Besitzun-
gCNH, Freiheiten und Privilegien, W1€E be1 seinem FEinmarsch in Schle-
s1ıen erklärt hat unbeschadet jedoch der vollkommenen Gewissensfreiheit
der protestantischen Religion un: der Souveränitätsrechte.“ In der Fas-
SUuNg des Definitiv-Friedens Berlin VO Jul: 17472 erwirkte j1en
noch den usatz:! dergestalt jedoch, daß der König VO  3 Preußen
sıch der Souveränitätsrechte nicht ZU Nachteıl des Status quo der katho-
lischen Religion ın Schlesien bedient“ 21)

3 Dıie YS Friedenspause.
eıtere religiöse Befriedungsma ßnahmen.

Dıie folgende Friedenszeıit diente dazu, das schlesische kirchliche Leben
Verfassung, Verwaltung un Geist weıterhin den preußischen Verhältnis-
SC  3 aAaNZUPAaSsSsSCH. Eın gyroßer Teıul der katholischen Geistlichkeit neigte £tra-

ditionsgemäß Osterreich und konnte sich nıcht damit abfinden, daß die
Zeıt, ihr allein die Beherrschung der Seelen zustand, vorüber WAafFr.

Kön1g un!: Kabinett entschlossen, den relig1ösen Frieden auch in der
TOvınz durchzusetzen. Im Frlaß das bischöfliche Generalvika-

riat Breslau VO 16 17472 zing Friedrich davon dUuS, daß den V an-

gelischen Geistlichen STIrCENSSTCNS befohlen Wafl, „sich allen Lästerns, Verket-
und Verdammens andere Religionsverwandte enthal-

ten.“ Zum höchsten Miıfvergnügen mußte jedoch VO  - verschiedenen
Orten Schlesiens vernehmen, daß einıge katholische Geistliche sowohl auf
der Kanzel als im gemeinen Umgang siıch allerlei lästerlicher un!: unglimpf-
lıcher Expressionen, welche nıchts anders als ZuUur Stiftung un Unter-
haltung feindseliger und widriger Gesinnungen un Mißhelligkeiten ZWi-‚
schen beiderseitigen Glaubensgenossen abzielen un ausschlagen können,
häufig bedienenF. Er verwiıes das Verhalten auf das schärtste und Vefr-

langte, daß die Geistlichkeit sich hinfort die protestantische Reliıgion
21) ubl. 127—145
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einer größeren Mäßigung bediene, besonders aber „sich aller unglimpfliıchen
und gehässıgen Ausdruckungen, 1n specıe des Wortes „Ketzer“, schlech-
terdings un be]1 Vermeidung Unserer höchsten Ungnade . .enthalten
moge 22) Sinzendorf schlo{ß sıch dem 1n einem Hırtenbriet VO 1742

un empfahl, Gottes Wort der Nächstenliebe auch auf die anderen eli-
910NsgeNOSsseEN anzuwenden und das Beispiel des barmherzigen Samarıters
den Gläubigen 1n ıhren Predigten und Lehren fleißıg VOTLT ugen führen.
1le Katholiken sollten sich hauptsächlich angelegen se1n lassen, MIt er-

baulichem Lebenswandel, eifrigem Gebet, Werken der Barmherzigkeit und
friedfertigen Unterhaltungen ihrem Nächsten, welcher Relıgion auch sel,
Vorbild se1ın 23)
Denselben Geıist der Duldung verlangte Friedrich auch VO den Protéstan—
ten. Er wulßte, daß das Verhalten mancher evangelischer Prediger daraut
abgestellt Wal, 8 der römisch-katholischen Kirche MIt Liebe und Ma-
Bigkeit begegnen, w 1€e iıhr Berut sel, S1e reizen, ıhren Rechten
Eıntrag tun und S1e ränken und mißmutig machen, wodurch
nıcht NUur die Lehre des Evangelı verlästert, sondern auch die nöthıge und
VO  3 Uns angelegentlich anbefohlene gute Harmonie 7zwischen beider-
seitigen Religionsverwandten zerstoOret wird“. Er verpflichtete die Kon-
s1istorıen 1n Breslau und Glogau, StrengSteNs darautf achten, daß Pre-
digern und Lehrern DUr tüchtige, unbestrafte, vernünftige und fraedfertige
Personen zugelassen wurden, und verhindern, daß Untaugliche
diese für die Volkserziehung wichtigen Posten besetzten, muften dıe
evangelıschen Prediger und Lehrer aut dem Lande durch die Konsistorien,
die 1n den Stidten un die Superintendenten VO Ministerium bestätigt
werden. Von den Kandıdaten verlangte C „ s mussen vernünftige und
geschickte Leute se1n, nıcht. . ‚ eiıgennütz1ıge un unverträgliche Köpfe,
sondern die sıch erbaulich un vernünftig betragen wıssen und keinen

CC  CC 24)fanatıiıschen Eıter andere Religionen ausüben wollen
Schutz der protestantischen Interessen.

Es 1St verständlich, daß die VO  3 dem lastenden Religionsdruck befreiten
Protestanten jetzt, sie unter preußischer Herrschaftt standen, in VeEeI=-=

mehrtem 4ße nach den Freiheiten strebten, die INa  - ıhnen z  IN
oder vorenthalten hatte. Neben den Wünschen nach Predigern un Leh-
ern gungen 1U  3 beim König ständıg NEU: Gesuche Kirchen oder Bet-
häuser 1n. Wiıe sorgfältig un vorsichtig be]l der Prüfung un: Entsche1-
dung der Gesuche verfuhr, se1 and eines Falles vyezeıgt. Eın Bauer 2US

Schnellenwalde bei Neustadt O/S hatte den Garnisonskommandanten g_
beten, den evangeliıschen Feldgeistlichen in seiInem Dorte predigen las-
SCH, da s1€e sich vorher NUur Zwang ZU katholischen Glauben ekannt
hatten, jetzt aber, ebenso w1e andere umliegende Dörfer, sıch ZUr Van-

aa 1538 !l) a a 153, 172 ff. 24) a.a.0Q. 132



gelischen Religion erklären wollten. In diesen Dörtern Kirchen,
vorher alle evangelisch, jetzt davon MIt katholischen Geistlichen besetzt.
Die Bauern baten, daß VO  an den restlichen, unbesetzten Kırchen wen1g-

eIne den Protestanten eingeräumt würde. Friedrich bewilligte CS, fügte
aber hiınzu: 99  1€ Sache 1St WAar VO  e besonderer Delicatesse, dieweınl die
Katholiken daher ohne Zweıtel Gelegenheit nehmen werden queruliren
und die Welt gylauben machen, als wenn damıt umg1ınge, Schlesien

retormiren: welches Meiıne Absıcht garnicht ISt, ındem einem jeden
se1ine Gewissensfreiheit N} lasse. Inzwischen aber kann auch diese
Leute, WenNn S1e A4U5 eigenem freien Trieb, ohne wang und andere Neben-
absichten (welche S1e dadurch nıcht erreichen können) siıch FA evangelischen
Religion bekennen wollen, davon nıcht zurückhalten.”“ Die breslauer ber-
amtsregierung iußerte aber Bedenken n der nachteiligen Wirkung auf
den Katholizismus un! empfahl den Bau eines evangelischen Bethauses,
und Friedrich pflichtete dem bei 25). Nun wurde eın Prediger einge-
S un alle Sonntage yingen über 1500 Menschen Aaus den Dörtern ZU

Gottesdienst. Als sıch der Magistrat der katholischen Stadt darüber be-
schwerte, wurde zurechtgewı1esen, da weder die Gewissenstreiheit beein-
trächtigt noch die Religion beleidigt würde. „Wannenhero sS1€ also ohl
un: vernünftig thun werden, da solches (Jott lieber 1St als übel verstan-

dener Religionseifer“ 26) Nach dem Erlaß VO 1 17497 sollte 1ne
Bethauskonzession Ur dann verweigert werden, WCIN die Gemeinden sich
VOT der Eroberung Schlesiens einer evangelischen Kirche gehalten haben,
die VO  w ıhrem ÖOrt nıicht über ine halbe Meile enttiernt War 27)

Die Abgabepflicht die katholische Geistlichkeit wurde VO  = den Evange-
lischen alıs drückend empfunden und führte ständigen Reibereien, die
vermehrt wurden durch Willkürlichkeiten 1n der Handhabung der gelten-
den Bestimmungen. Man empfand die Lage als ummso ungünstiger, als die
Katholiken dort, die Evangelischen 1m Besıitz der Pfarrkirchen N,
COA se1it Jangem verstanden hatten, sıch der Bezahlung der Stolgebühren A

die evangelische Geistlichkeit entziehen, 8 1n Breslau seit 1666, In
Liegnitz, Brieg und Wohlau kurz nach dem Tode der protestantischen
Fürsten. Schließlich erhielt die Oberamtsregierung Breslau den Auitrae,
iıne NCUEC Stoltaxe entwerfen Zugrundelegung der 1im Altran-
städter Rezefß enthaltenen. Kirchen sollten grundsätzlich nıcht zurückgege-
ben werden, da bei einer Rückgabe aller nach dem Westtälischen Frieden
WESSCHOMMCNEN Kirchen 1Ur schr wenıge behalten und 1n ihrer Religions-
übung auf das empfindlichste beeinträchtigt würden. Zudem betraf die 1im
Altranstädter Vertrag festgesetzte Kirchenrückgabe 1U  — die Fürstentümer
Liegnitz, Brieg, Wohlau, Oels, Münsterberg und die Stadt Breslau. Statt

2.v) aa 171, 182 1742 25) &8 233 <4)) a.a. 290)
28) ag 150—152, 14(9; 180, 184, 186
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Kırchen sollten Bethäuser gebaut, auch diese aber iıcht unnötig vermehrt
werden, die durch den Krıeg verarmten Eınwohner möglıchst nıcht MT

Lasten beschweren 28)
Einsetzung des Grafen D Schaffgotsch ZUu Koadj]utor

des Bıstums Breslau.
In der schlesischen Kirchenpolitik trat inzwaschen ein Mannn immer mehr
in den Vordergrund: der Dombherr Philipp Vo Schaffgotsch. Geboren
1716 in Warmbrunn, wurde als Jüngerer Sohn für den geistlichen Stand
bestimmt und 1738 1n Wıen ZU Priester geweıht. Glänzende gesellschaft-liche Eigenschaften, VOT allem ıne geistsprühende Redegabe, erwarben ihm
die Gunst Sınzendorfs. Be1 der Besetzung Schlesiens War Schattgotsch das
Jüngste Miıtglied des breslauer Domkapitels un: das eiNZ1IZE, das sich eNt-
schieden auf die Seıite Friedrichs stellte. Seine aufßerordentliche Unterhal-
tungsgabe und seine leichte Art ıhm bald dıe königliche Gunst,und War die offen VO iıhm bekannte Zugehörigkeit zur Freimauerei den
Domherren €ein Stein des Ansto(fes, WAar für den Ön1g, der Ja selbst
Freimaurer WAar, ein Grund mehr, sıch seiner anzunehmen. Ungeachtet allenWıderstandes seıtens des Domkapitels Friedrich auf Wunsch Sınzen-dorfs seine Wahl ZU Abt der regulierten Chorherren auf dem SandeBreslau durch, seinen standesgemäßen Unterhalt sıcherzustellen. Erwurde mehrfach nach Berlin eingeladen und erfreute sich der höchstenköniglichen Gunstbezeigungen 29) Als aber der Könıg während eines
sechswöchigen Autenthaltes des Fürsten in Berlin 742/43 sıch entschloß,den Fürsten, der als Abt hohes Regierungstalent bewies, um Koadjutorund damıiıt auch ZU Nachfolger des Bıschofs VO  $ Breslau machen, be-
gegnNetE dem entschiedenen Wiıderspruche des Kardinals, der zrößte Be-
sorgnIısse hinsichtlich der charakterlichen Eıgnung hegte und den Könıgmehrfach inständig bat, VO  —3 seinem Entschlusse Abstand nehmen. Hs
klingt geradezu prophetisch, WECNN VOr einem Manne Warnte, der SCrndie Parteı ergreife, die nach der jeweiligen KonJjunktur die geeignetstese1 30) Mıiıt Ihhm sıch Domkapitel und Papst 1n der Ablehnung ein1g.Doch gelang Antang Aprıl 1743 Münchow, dem dirigierenden 1N1-
Ster VO  3 Schlesien, Sınzendorf umzustimmen mMIıt dem Hınweis, daß das
Staatsınteresse eine Bistumsvakan7z nıcht Hınzu kam, daß Schaff-
gotsch bei der Bıstumsverwaltung un be] Verhandlungen 188080 dem Könige
SCn Erleichterungen für das tinanziell schwer belastete Bıstum hohes
diplomatisches Geschick bewies. Mıt se1ner Meinungsänderung verschärfte
Sınzendorf£ jedoch seinen Gegensatz Papst und Domkapitel. Diue Gründe
für des Köni1gs Verhalten ergeben sıch klar A2US seinem Schreiben denfranzösischen Staatsminister Kardınal Tencıin: „EsS andelt sıch me1ner-
se1its NUuUr darum, einen Priälaten haben, der mLır verbunden 1St und der
> a.a.0 103, 105, 115, 290, 302, 333, 1743 AD 30 5345 ££.; Theiner 1 5. 9080) ubl 2 6
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nıcht der Königın VO  ‘ Ungarn gegenüber 1STt 1n einem Lande, das iıch ıhr
S  mM habe und die Mehrheıt der Priesterschaft miıch als eınen
verfluchten Ketzer un die Könagın V{}  .} Ungarn als ine Heılıge betrachtet.
Der verstorbene Kaıiıser hat be; der Wahl Kardınals VO Sinzendort die-
selben Miıttel angewandt, deren miıch für die Koadjutorie des Fürsten
Schaffgotsch edient habe“ 31) Am 15 1744 wurde Schaffgotsch ZuU

Koadjutor des Bıstums Breslau ernannt 32)
4 Der religionspolitische Charakter des Schlesischen Krıeges.

Ebenso wı1ıe 1m Schlesischen Kriege Lrat auch 1m zweıten neben seinem
militärisch-politischen Charakter der religionspolitische Charakter der Aus-
einandersetzung 1n Erscheinung. Gleich Anfang August 1744 w 1es Friedrich

Domherren, Domprobst V. Stingelheim, Archidiakon k B Franckenberg,
Scholastinus W Gellhorn und den Kanzler N Keller, da ıhnen mißtraute,
wahlweise Magdeburg und Halberstadt ZzUuU Aufenthalt und jieß S1€,
nachdem Stingelheim nach Regensburg entflohen WAar, nach Magdeburg
bringen. Von den Evangelischen Schlesiens hatte der König nıichts türch-
ten. Sıe froh, dem habsburgischen Fanatısmus se1n,
und wünschten den perußischen Sıeg Bei den Katholiken jedoch yingen
diıe Meınungen auseinander. Eın Kabinettschreiben Generalleutnant
Markgraf arl VO' 1745 erkennt dıe Treue katholischer Geistlicher

S Meıner besonderen Zufriedenheit 1n Erfahrung gekommen
bın, daß bei der letztvorgewesenen Invasıon des Feindes 1 Oberschlesien
verschiedene katholische Pfarrherren und Geıistliche aut dem Lande siıch
schr LrEeEUuU und wohlgesinnt Miıch und die Meıinıigen aufgeführt haben,

können sıch nach deren Namen erkundigen und Mır solche melden,
damıt iıhnen Meıne gnädige Erkenntlichkeit deshalb bezeugen kann/“).
Dagegen ergaben siıch 1im Gebiet VO  3 Jauer und Schweidnitz Fälle der Un-

VO'  3 Geistlichen und Schulmeistern, „die den Feinden Nachrichten
und ihnen Specificationen der wohlhabendsten Bauern un: Fın-

wohner gyaben, damıit der Feind sS1e uInNnso eher wıssen 11Tld ausplündern
könne“ 34) Wıeweıit dieser Krieg österreichischerseits als Religionskrieg be-
trachtet wurde, zeigte der „Wahrhaftige Bericht VO'  —; denen teindlichen
oesterreichischen und sächsischen Truppen 1ın Schlesien begangenen Srau-
SaIiInececn un CNOITIMECN Excessen“, Breslau 1745, dem eln amtlıiches Protokaoll
zugrundeliegt, un in dem U, La heißt, „dafß INa den evangelischen Fın-
wohnern 1n vielen Orten, sonderlich ım Gebirge angekündıigt, daß dieses
Pfingstfest das letzte sein sollte, 1n ıhren VO Hause Osterreich
erkauften un: bei jetzıger milder Regierung erhaltenen Bethäusern gefel-
GET wurde, un: daß 1n sehr kurzer Zeıt, nach dem Beispiel einıger andern
Länder, die katholische Religi0n, selbst durch Feuer und Schwert, dıe ein-
zıge 1n Schlesien gemacht werden sollec 35)
ll) W: 1 500 “) a.a.0©. 4338, 447 a.a. J23, Theiner 258
!() ubl S. 539 85) OSer 542
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Diaese haßgeladene Atmosphäre macht #erständlich, wWenNn nach der
Schlacht bei Hohenfriedberg alle protestantischen Bürger der Stadt dem
König entgegenkamen, ıh seinem Sıeg beglückwünschten Un ıh
dıe Erlaubnis baten, ınen ähnlichen Sıeg über die Katholiken erfech-
ten, VO  Z denen s1e sehr unterdrückt worden sejien. Der König stimmte
sSie jedoch friediertig, indem SE die Bibelworte erinnerte: „Vergebet
Furen Feinden!“ Noch 11. 1745 ermahnte Sinzendorf in einem
Hirtenbrief seine Glaubensgenossen ZUr Treue den König 36)
Dıie preußischen Sıege ZWaAaANSCH seine Gegner, ıhm Schlesien belassen.
Der Friedensvertrag Dresden VOMN Dezember 1745 bestätigte ZW1-
schen Preufßen und Osterreich die Abmachungen des Jahres 1742, während
für Sachsen als den Öösterreichischen Verbündeten Art. 111 als Religions-
artıkel aufgenommen wurde. Er stellt den etzten ächsischen Gegenent-
wurf dar un!: lautet:
1€ protestantische Religion wırd in allen Staaten und Provınzen des
Kurfürstentums Sachsen einschließlich ber- un Nıederlausıtz ebensowohl
als 1n allen Staaten und Provınzen des Königs VO  - Preufen gemäß
dem Inhalt des Westtälischen Friedens, für ımmer unverändert, erhalten
und bewahrt.“
Die katholische Religion wurde in dem für Preußen und Sachsen gveltenden
Vertragsteil nıcht behandelt Dıies gab, w1e der preußische Unterhändler
N Podewils bemerkte, Preußen ıne Art Recht, sıch ın die sächsischen Reli-
yjonsangelegenheiten mischen und sıch die Bewohner des evangelischen
Landes genelgt machen 37)
Unter denen, diie den König ZU Friedensschluß beglückwünschten, befand
sıch auch Tobias Stusche, Abt des Cistercienserklosters Kamenz. Als das
Kloster, während Friedrich VOLr der Sd'lLéld'lt bei Hohenfriedberg Zu DBe-
such weılte, VO  e einem Öösterreichischen Streifkorps überfallen wurde, hatte
der Abt iıh geistesgegenwärtig mIiıt eiınem Chorkleid versehen, und gemein-
Sa mit dem Fremden wurde ungewöhnlicher Stunde Gottesdienst g-
halten, den die Kroaten nıcht stOören wagten. Friedrich bewahrte dem
Getreuen se1ne Dankbarkeit, sorgte tür seiınen Champagnervorrat, sandte
ihm Porzellan un ein kostbares Meßgewand, aut das der Abt den preu{ßi-
schen Adler sticken liefß, und veranlaßte schließlich, daß Beibehal-
tung seiner Würde in Kamenz noch ZU Abr des Klosters Leubus vewählt
wurde 38)

3 Kirchenpolitische Entwicklung his ZUu Szebenjährıgen Krıege.
a) Änderungen ın der Bistumsverwaltung.

Das Schreiben des Kön1gs Marıa Theresia VO 1746 LSt y]eichsam
das Programm seiner Religionspolitik, mi1t dessen Miıtteilung die Königın
!|3) Büsching 286, ubl. 2  °) 551 81) 553 Sfi) e J90, J66, 981, 651
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beruhigen wollte: HD Kaıs. und Röm Majestät werden Mır Gerechtigkeıit
wıderfahren lassen und Mır ylauben, da{ß die Rücksicht aut Religions-
vorteile weder in Verwaltung der Justiz noch 1n Verteilung der Gnaden
den allengeringsten FEindruck mache. Von Meınen Unterthanen tordere
weıter nıchts als bürgerlichen Gehorsam und rTeue. Solange sie hıerunter
ıhre Pflıcht beobachten, erachte Mich hinwiederum verbunden, ıhnen
yleiche Gunst, Schutz und Gerechtigkeıit angedeihen assen, VO  — W as für
speculatıven Meınungen ın Religionssachen s1e auch ONn eingenommen se1n
möchten. Diese beurtheilen un: richten, überlasse lediglich dem-
jenıgen, welcher über die Gewissen der Menschen alleın richten hat “39)'
Lie{ß der katholischen Kirche Schlesiens treie religuöse Betätigung, Cn

zab sich als Folge der Erfahrungen des Krieges für ıh: die Notwendig-
ke  1t, se1ine Kirchenpolitik iın weltlicher Hinsicht überprüfen un sSein
Hauptaugenmerk darauf richten, die katholische Kırche eiınem Staats-
instrument für die relıg1öse und sıttlıche Erziehung des schlesischen Volkes

machen. Er verschärfte die Staatsautsicht .  ber die Geistlichkeit und trat
Maßnahmen, die nach w1e VOT bestehenden Verbindungen mMi1ıt Osterreich und
anderen auswärtigen Mächten beseitigen. Dazu gehörte sein ständiges Be-
streben, den Finflu{(ß auswärtiger geistlicher Oberer auszuschalten. Es
für ıh eın schwerer Verlust, als der Bischof 1 Alter VO  - Jahren

September 1747 starb. Schon lange hatte Sinzendorf sıch nıcht mehr
seinen Aufgaben vewachsen gefühlt. Außerstande, den VO  z ıhm hochge-
schätzten Landesherrn hintergehen und die Staatsınteressen 9
rieb sıch mehr und mehr 1m inneren Konflikt 7zwischen seiner Loyalıtät

den König und seinen Pflıchten als Amtswalter der Römischen Kirche
auf. Lebensmüde, empfand den Tod schließlich als iıne Erlösung.
Am Oktober wurde Schaffgotsch, der schließlich verstanden hatte, sich
be1 den führenden schlesischen Prälaten die glänzendsten Zeugnisse als
Mensch und Politiker verschaffen, VO Könıg 1n die weltliche Verwal-
Cung se1ines Bıstums eingesetzZt, un! nachdem auch Benedikt AAN der durch
das Gutachten seines eigens dazu nach Breslau entsandten Kommissars und
die ständige Verwendung des Könıgs tief beeindruckt worden WAarT, seine
Bedenken zurückgestellt hatte, Februar 1748 VO Domkapitel ZUuU

Bischof gyewählt und VO' Papst bestätigt 40) Schon VOT der Bischofswahl
bahnte sıch allerdings d w as nach ıhr vollendete Tatsache wurde:
SeiNEe Verwandlung königlichen Günstling ZU folgerichtigen Vertreter
seiner Kirche, der sich aller diplomatischen Mittel bediente, dıie kirch-
lichen Belange durchzusetzen 41) da{fß schon einıge Wochen nach der
Wahl der König ıhn davor warnte, siıch miıt iıhm, dem den Bischotssitz
verdanke, überwerfen 42)
In der Folgezeıit spiıtzte sıch das Verhältnis zwiıschen beiden immer mehr

99) e D: (*). 585 *x} ll) Theiner II 4— 6, 15, 16, 3J, 36, 46,
I!) Publ 3 132—147
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Abstellung der hatholischen Religionsbeschwerden.
Friedrich wünschte Verträglichkeit un freundschaftliches Einverständnis
7zwıschen Protestanten un! Katholiken, un:! entschloß sich, den ständi-
SCH Bemühungen VO  — Papst, Bischof, der ıhm befreundeten katholischen
Sfe und der schlesischen Katholiken sein ZUr Erleichterung der Wahl VO  $

Schaffgotsch gegebenes Versprechen Abstellung der Religionsbeschwer-
den erfüllen. Damıt S1e möglıchst auf gütliıchem Wege erledigt wurden,
ENTZOY sS1e dem ordentlichen Verwaltungswege un beauftragte eine aus

Cocceyl, f Münchow, dem Fürstbischof, Domprobst Frh V. Lange un
Generalvıikar Frh V, xle bestehende Kommissıon miıt iıhrer Bereinigung.
Das „Reglement über die Religionsbeschwerden in Schlesien“ VO 1750
umri(% die Grundsätze der Gewissenstreiheit: Es 1St jedem Untertanen
verwehrt, die katholische bzw. evangelische Religion anzunehmen und
darın Unterricht nehmen. Keınem, der siıch einer anderen Religion
bekennen waull, dürfen VO irgendeıiner geistlichen oder weltlichen Stelle
Hındernisse 1n den Weg gelegt werden. Schon iınnerhalb VO  3 Tagen hatte
die Kommissıon sämtlıche Religionsbeschwerden behoben, und während der
apst darüber seine Freude ausdrückte, wWwI1es Friedrich seine Urgane d
alles vermeıden, W ds irgendwie dem Römischen Hof zuwıider sein
konnte 43)

Vorbereitung auf die kommende kriegerische Auseinandersetzung.
Friedrich wußfte, daß Marıa Theresia den Verlust Schlesiens nıcht verwın-
den konnte, und ungeachtet aller Befriedigungsmaßnahmen gyab in die-
SE Lande noch Kräfte, die lieber wieder das katholische Haus
Osterreichs zurückgekehrt waren und aller Abwehrmaßnahmen Ver-
bindungen mIit dem potentiellen Feinde Preußens unterhielten. Wiäihrend
sıch die Pfarrer bereits dıe preußische Herrschaft gewÖhnt hatten, W Ar
dies bei den Domherren un eınem Teil der Klostergeistlichkeit nıcht der
Fall In Glogau un Oberglogau ereigneten sıch Fälle, 1n denen Mönche
Soldaten bei der Desertion begünstigten, daß der König dem Papst, der
mMIit ıhm 1n der Verwerfung solchen Verhaltens übereinstimmte, 1752 MI1t-
teılen liefß, daß Begünstigung der Desertion ohne Unterschied miıt Hängenbestraft würde, 1eß jedoch Aus Hochachtung für den apst iıne nunmehr
verhängte Todesstrate 1ın 1ne Geldbuße umwandeln 44)
Der neue Mınıiıster für Schlesien, V, Massow, wurde angewlesen, auf Korre-
spondenz mit Osterreich achten un dem Fürstbischof miıfßtrauen,
da bereits ewelse vorlagen, ihn „für doppelzüngig und für
einen Verräter halten“ 45) Daher bestimmte 26 1754, daß alle
seine Veröffentlichungen VOTLT dem ruck der Zensur durch den Dirigieren-den Minıister oblagen, un! alle päpstlichen Bullen und Breven VOTLr der

IS) a.a. 276, 280, 292, 213 44) uDL. 234, 236, uDLl. 409, 545,
lfi) Publ 503, 1754
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Veröffentlichung des königlıchen Placets bedurften 46) erteılte aber dem
Mınıister, essen Autftreten den Bischot ıhm schrott sein schien,
die erbetene Entlassung 47)
Im Hinblick auf die kriegerische Auseinandersetzung, die der Könıig kom-
INCMN sah, WAar wuicht1ig, das schlesische olk möglıchst autf seiner Seite
haben Um die Evangelıschen über dıe iıhnen VO'  3 ÖOsterreich rohenden
Gefahren aufzuklären, 1eß 1Ne Schritt über die Bedrückung der Oster-
reichischen Protestanten verbreiten, die diese das Corpus Evangelicorum
1n Regensburg gesandt hatten, und die das Corpus dort hatte drucken las-
sen 48) Die katholischen Geistlichen in Berlıin, besonders die Mılıtärgeist-
lıchen, wurden Ende 1755 angewılesen, „sıch aller Intriguen und aller üblen
Eıinflüsterungen bei denen katholischen Soldaten oder ıhne schlechte Sen-
iments VO'  j Miıch und Meınem Staate beizubringen“, enthalten 49) In
Schlesien wurde Februar 1756 die Portofreiheit der Bettelorden abgeschafft,
da NS verräterischer Korrespondenz mißbraucht worden WAar 50)
Im Reich un ın Europa WTr die konfessionspolitische Lage Die
Assecurations-Akte VO 1754, in der sıch der ZU Katholizısmus überge-
retiene Erbprinz VO  z Hessen-Kassel verpflichtete, als Landgraf jede kon-
tessionelle Änderung unterlassen, und die Garantıe der Könige VO  -

Großbritannien, Schweden, Dänemark, der Niederlande, Preufßens un:! der
deutschen evangelischen Reichsstände AA Aufrechterhaltung der protestan-
tischen Religi10n 1n jenem Land empfand Osterreich als ıne Niederlage
un: emühte siıch seinerse1ts, 1ne NECUEC Lıga der katholischen Reichsfürsten
zustandezubringen, u W 1€e bereits 1m Dreißigjährigen Krieg vergeblich
versucht hatte, die Vormachtstellung 1m Reich erobern. Auf dem Reichs-
tag waren dıe evangelıschen Reichsstände gegenüber der zielbewußten, auf
Erweıterung der katholischen Machtsphäre gerichteten, die Grundgesetze
des Reiches un die kaiserlichen Wahlkapitulationen antastenden Politik 1n
dıe Detensive gedrängt. Um den drohenden Gefahren begegnen, be-
mühte sıch Friedrich, die protestantischen Krätte des Reiches, verstärkt
durch Großbritannien, zusammenzutassen. Denn WAar test davon über-
ZEU! daß der Wıener Hof auf einen Krieg zusteuere und daß diesen
Krieg, wenn nıcht anders, dann als einen Religionskrieg, herbeiführen
wolle 51)
Während 1im Vertrag VO  3 Westminster Mit England VO 1756
keinen Wiıderspruch 7A17° alten Verbindung mi1t Frankreich erblickte, C1-

klärte Frankreich die Erneuerung des preußisch-französischen Vertrages für
unnutz. Setzte der preußische König das ıhm meısten Herzen l1e-
gende Bündnıis mit Frankreich aufs Spiel, CS VO' deutschen Boden
fernzuhalten, War Osterreich in dieser Hinsicht weniger bedenklich, -
mal die Ansıcht vertrat, da{fß Großbritannien 2us relig1ösen Sympathıen
‘“) a.a.O. l7) a.a. 382—596, 616 IB) aa 539 <P) a.a 606/7
ID) a.a. 625, 653 $l) a.a 654
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Preufßen Osterreich VOTIZOS Es Walt CIM wichtiges Argument des Voltairıa-
NCIS Kaunıitz, des Urhebers un: Vollziehers der Allianz IMI Frankreich
die Verbindung zwıschen England und Preußen als e1in protestantisches
Bündnıiıs die katholischen Staaten hinzustellen un! trat damıt
Parıs auf ruchtbaren Boden Denn die Politik Ludwigs wurde ma{lßß-
gebend beeinflufßt VO  3 Mme de Pompadour, dıe Anleitung? des Je-
ul  IS de Sacy bestrebt Wr siıch sowohl WIC auch den Köniıg den

Pflichten TOMMEN Christenmenschen zurückzutühren bb Bernıis,
Vertrauter der Pompadour und Unterhändler Frankreichs Parıs, CI-

klärte dem Öösterreichis:  en Gesandten SC1IMN KOön1g gedenke IMI1IL Osterreich
10 dauernde Verbindung treten denn dies erfordere das Interesse

der Religion, ıcht alleın das der eıden Reiche Kauniıtz verlieh SC1NCTr

Genugtuung darüber Ausdruck daß auch Frankreich dem sıch bildenden
protestantischen Bund abgeneigt SCI und betonte, daß der Zusammenschlufß
MITt Frankreıch und Rußland die Möglichkeit biete, Reich und Religion

festigen Nur durch Krıeg könne die Unterdrückung der atholi-
schen Religion Reıich verhindert un das oberstrichterliche Amt des
Kaisers gewahrt werden Die hessische Assecurationsakte bezeichnete als
den Rechten und der Wohltahrt der katholischen Kıirche zuwüuderlaufend
Vielleicht die Allıanz 7zwıschen Frankreich und Osterreich e1in Miıttel
der gyöttlichen Vorsehung, dem Sanzcn Unwesen auf einma]l Ende

machen Der Marquıise gelang CS; den König iıhrem Sınne beein-
flussen, und auf dem Mınıiısterrat VO  3 Versauilles VOoO 1756 wurde
Verfolg der VO' Bernis vorgetragenen Absicht des KOn1gs, „ ZUur Förde-
rFuns der Religion und der Ruhe Europa e1iNe Allıanz MItt Frankreich

schließen das Bündnıs gyenehmigt Ludwig wollte durch Niederrin-
ZUunNg des KÖOöni1gs VO  3 Preußen der katholischen Kırche Direnst G1

SCH, und die jahrhundertelange Feindschaft zwıschen dem Kaıser und
Frankreich wurde abgelÖöst durch das katholische Gemeinschaftsgefühl. Marıa
Theresia erklärte, S1C habe noch kein Abkommen MIL vergnugtem Her-
zen unterschrieben, und In  3 beglückwünschte s1e ZU Abschluß des Ver-
trages der dem Besten des Landes sowochl WIC der Religion diene 52) Wıe
Kaunitz außerte, mußte die Wiedereroberung Schlesiens, das Hauptziel
ÖOsterreichs, diesem wıeder die alte Autorität und dem Katholizismus das
Übergewicht Reiche verschaffen 53) So wurde der dritte Kampf
Schlesien R Kampf die Erhaltung des Bestandes des deutschen und
europäiısch-kontinentalen Protestantismus.

Der S:ebenjährige Krıeg als Kamp} den Bestand des
deutschen Protestant:smus

Preufßen sollte nach dem Willen sCeiINeCr Gegner auf die ark Brandenburg
und Hınterpommern und der König für auf die Rolle -

52) 176/7 183 ») a.a.0 220
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schädlichen Markgrafen VO:  g Brandenburg beschränkt werden. Die Exi1istenz
des Staates als selbständiger deutscher und europäischer acht Ww1e auch des
Hauptbollwerks des Protestantismus auf dem Kontinent stand auf dem
Spiele, Um das Beste Aus seiner schwierigen Lage herauszuholen un die
Zusammenfassung der Kräfte seiner Gegner verhindern, sah Friedrich
kein anderes Mittel, als seinen Feinden zuvorzukommen, un: 29 Adi-
ZUuSt 756 überschritt die sächsische Grenze.

Vom Kriegsbeginn bis ZUur Schlacht hei Leuthen
Aut beiden Seiten wurde der Knieg sogleıch iıcht NUr mit materiellen
Waffen, sondern auch mit zroßem Aufwand Propaganda geführt, un:

1St kennzeichnend für den ideologischen Hintergrund des Kampfes, daß
Sie 1m wesentlichen aut die Kritik der Kırchenpolitik des Gegners abge-
stellt WAar. Osterreich gab MIiIt dem Berichte der Reichstagsgesandtschaft
Vom 1756 eın „Kurzes Verzeichnis“ heraus, worın die Fälle —

führte, in denen Preufßen den kırchlichen Status QUO verletzt hatte, insbe-
sondere Einmischung in die Wahl VO  3 geistlıchen Vorstehern, Z über-
mäfßıge Besteuerung der Geistlichkeit, die nach der Landesverfassung
gleiche Kontributionslast WwW1Ee die weltlichen Stände Lrug, jetzt aber fast

die Hältte mehr als diese Lragen hatte. Das „Kurze Verzeichnis“
wurde Punkt tür Punkt widerlegt durch eın „Promemoria“ des General-
iskals Gloxin, wonach der Bestand der katholischen Religion autf Strengste
gewahrt worden se1. Was die Wahrung der landesherrlichen Rechte be-
treffe, habe Preufilßen DUr VO'  3 den Rechten seines Vorgäangers, namlı;ch
Österreichs, Gebrauch gemacht Auch Besteuerung erfolgte 1m Rahmen
der alten schlesischen Landesverfassung. Gloxin erbrachte auch den VO  3

Schaffgotsch bestätigten aktenmäßigen Nachweıs, daß die Wahl Sınzen-
dorts durch den Wiıener Hof C  WUu  n worden Wal. Auch Schaffgotsch
widerlegte 1n einer Denkschrift VO November 1756 die: Öösterreichischen
Vorwürfe, daß Preußen den kirchlichen Status quO in Schlesien verletzt
habe Beide Schriften wurden ZUuUr „Ausführlichen Beantwortung“ des w1€e-
nCr „Kurzen Yerzei&xnissesf zusammengefaßt, die B1 1756 VeTI-
sandt wurde
Besondere Autmerksamkeit gyalt dem katholischen Klerus. Eın Hırtenbrief
und eın Gebet, von Schaffgotsch für se1ine Geistlichkeit vertaßt, wurde ZUE

Benutzung für die katholischen Kırchen in Berlin, Potsdam, Spandau und
Stettin übersandt, damit auch diese den yöttlichen Segen für die preufßßi-
schen Waffen erbaten, und der Fürstbischof selbst schriehb 11 1756

den König: kann versichert se1n, daß ich mır einem (Gesetz
und einer wahren Pflicht mache, mit allen meinen letzten Anstrengun-
SC ZU' Wohle und zZzu Vorteıle seiner gerechten Sache und Zu

>%) Publ S  e 666, 674 ; 689
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Erfolg unsrer Waffen beizutragen, die unser Vaterland VO  3 der Öösterreichi-
schen Sklaverei en werden, die ich bıs ZuUu etzten Augenblick meılnes
Lebens verachten werde.“ In den schlesischen Anteıilen der Diıözesen Kra-
kau und Olmütz wurden Wwee1 königliche geistlıche Vertreter ErNaNNT,
königliche Betehle bekanntzugeben und die Katholiken im Sınne Preu-
Sens beeinflussen 55)
Ungeachtet aller Ermahnungen wurde NUur bald offenbar, daß Ma  3 nach
W 1€e VOor mMit Öösterreichfreundlichen Neigungen 1n der katholischen Geist-
lichkeit rechnen mußte. Nachdem 1757 die 1mMm olatzer Jesu1ten-
kolleg aufbewahrten Getreidevorräte un Montierungsgegenstände VeEeI-
brannt aren un der begründete Verdacht bestand, das Feuer VO
den Jesuiten wenıgstens begünstigt worden WAal, wurden S1ie Aaus der Stadt
ausgewlesen. Wiederum ereigneten sıch Fälle, 1n denen 1n der Beichte Sol-
daten ZuUuUr Desertion verleitet wurden, daß Schaffgotsch in W Ee1 Hırten-
riefen aut die darauf stehende Todesstrafe hinwies. Darın schrieb auch
die schwerwiegenden Worte: „Es lehret uns das Evangelium Sanz klar,
da{(ß nıemand WEel Herren dienen könne, folgsan auch ıcht zweıien Herren
eınen gleichmäßigen Fıd der Treue ablegen und selben NXa beobachten.
Und da keine geistliche und welrtliche Obrigkeit, sondern bloß allein der
rechtmäßige Landesherr den Unterthan lossprechen kann, 1St jeder
seinem Gewissen schuldig, unentbehrlich lang SCHAU und fest halten

° bıs von seiınem rechtmäßigen Landesherrn darvon entlassen wird“°),
Der Bischof wurde auıch angewlesen, für jede Garnıson einen zuverlässigen
Geistlichen namhaftr machen, bei dem allein die Soldaten beichten durf-
te  5 Hınsichrtlich des Erfolges dieser Maßnahme WAar Alen Schlabrendorff, der
se1it 1755 schlesischer Minister WAar, allerdings skeptisch. Auf rund seiner
Erfahrungen War iıhm klar, „WIe wen12 dem Bischof, aller Vorstellungohngeachtet, £trauen war“”, zumal beim Eintfall der Osterreicher in
Schlesien schlechte Haltung bewiesen un: des Ministers Warnun-
SCn sıch MIit Lieferungen die Feinde sehr entgegenkommend geze1gthatte. Doch Jegte der König diıes mehr als Unbesonnenheit und Leichtsinn
ZUs. Ebenso Sing aut den Wunsch Schlabrendorfis, einen Dominikaner
Aaus e1ilse n Anstifttung ZUuUr Desertion hängen lassen, nıcht eın, da

größten Wert darauf legte, keine Maärtyrer schaftten. war wurde
SSa ıne Berliner Ommissıon ZUT. Untersuchung des Verhaltens VO  3 DBe-

und Geıistlichen 1n Schlesien eingesetzt. Doch pflichtete dem (Suf-
achten des Großkanzlers V Jarıges bei, die Sache VOT der and niederzu-
schlagen, damıit einen staatliıchen Gnadenbeweis liefern Nur eın
eINZIYES Mal kam Zzur Vollstreckung eines Todesurteils, als
EL VOL der Festung Glatz der Kaplan Faulhaber gvehängt wurde, weıl
ın der Beichte einen Soldaten ZUur Desertion veranlafßrt haben sollte Der
Fall 1St bis in die Gegenwart hinein erortert worden. Kernpunkt der
° a.a.0. 8£) a.a 6835, (21 2.7/27.
57) a.a 694 1757 ubl 4 6, 1758
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Beichte War die Frage, ob eine Sünde sel, WENN INa  — einem Ketzer einen
Fıd bräche Das Kriegsgericht W arlr der UÜberzeugung, da{fß die Art der ze1ist-
lichen Beratung dem Soldaten Raum lıefiß, seine Desertion rechtfertigen;
und der Köniıig bestätigte das Todesurteıil. Nach dem Tode Faulhabers,
e1ines aufrechten Mannes, der Dis zuletzt 1 Gefängnis seinen geistlıchen
Pflıchten nachging, widerriet der Deserteur seline Aussage. Die Traguk des
Geıistlıchen estand darin, da sich der Fall 1n einer eIt höchster Not C171 -

eignete, ın der der König strengsten Rechtsmaßstab anlegte, ohl alle
die abzuschrecken, die im Kampf Sein und Nıchtsein des Staates die
Bestrebungen des Feindes törderten 58)
Nach der Schlacht be1 Kolın 18 1757 gestaltete sich die Lage für
Preußen zusehens ungünstiger, und Österreich sah den Augenblick gekom-
MCNHN, Schlesien seinen Besitz nehmen. Damırt WTr auch für solche
sıcheren Elemente der Provınz, die sich bisher zurückgehalten hatten, die
EC1It gekommen, Aus ıhrer Reserve herauszutreten un ottfen tür den Feind
Parteun ergreifen. Zu ihnen gehörte der Bischof, der siıch jetzt otten
Osterreıich ekannte und Preußen arbeitete. Wohl verwarn(te ıh

September der Könıg Ernst, aber maßvoll schrieb ihm Auf-
zählung aller ıhm ekannt gewordenen zuverlässigen Nachrichten und
überließ seiner Einsicht, „eıine Ww1e schlechte Rolle eın undankbarer
Mensch bei Freund un Feiınd spielet“. Eigenhändig führte er als Nach-
schritt hınzu: k  k  uten Sıe S1'  9 iıne Dummhbeit machen, oder Sıe werden

eın anNnzCS Leben lang bereuen!“ Unternehmen wollte ıhn
nıchts, 1ne Auswirkung auf des Bischofs Anhänger vermeıden. ıne
Woche spater meldete INn  } ıhm, daß Schaffgotsch SCn seiner Aussöh-
Nung MIt Wiıen verhandle, un Oktober, daß der Wıener Hof ıhm
für seiınen Hirtenbrief Frühjahr 1757 Pardon gewährt habe der
Bedingung, daß MITt allen Krätten das Interesse Wıens fördere 59)
In Schlesien verschlechterte sıch die militärische Lage zusehens. Nachdem
Wıinterteld be1 Moys geschlagen worden Wär, ZOg sıch der Herzog VO  e}

Devern, der Schlesien un die Lausıtz die Osterreicher decken ollte,
bis nach Breslau zurück, nıcht VO der Trovınz abgeschnitten WOI -

den, während ıhm Carl VO  3 Lothringen MILt überlegenen Kräften tolgte.
Am November kapıtulierte die Festung Schweidnitz, die der König als
den Schlüssel Schlesien betrachtete. Einen Tag spater drückte ıhm Schlab-
rendorff seine Besorgnis Aus, daß der preußischen Armee die Zufuhr ab-
geschnitten werden könne. ıe Katholiken und Übelgesinnten sehen 165
ohl ein, und 1St daher ıhr einziger und Sanz publiquer Wunsch, daß
der hıesigen Armee LUr nıcht Hıiılfe kommen und hiesiger Stadt und
Gegend Luft machen möchten, weil der Feind solchenfalls bald MIt Breslau
und sodann vollends mıiıt Schlesien reinen Tisch machen werde“ 60) Bald

Fouque 91/92 99) Publ. 696/7, 700; ubl 10 l0) ubLl. 707
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darauf geriet der Herzog Vo  3 Bevern auf einem Erkundungsritt 1n Getan-
genschaft, und November ergab sich die Hauptstadt.
Doch die Freude der Öösterreichisch Gesinnten wWAar NUu kurz Der König War
nach der Schlacht bei Roßbach November nach Schlesien aufgebro-
chen, und Dezember fügte den Osterreichern be] Leuthen 1ne Ver-

nıchtende Nıederlage Mır dem Gesang evangelischer Kirchenlieder
rückten die Preußen 1n den Kampf, un den protestantischen Württember-
SCIN, die auf Österreichischen Seite tochten, MUuU eigenartıg Mute g..

se1n, als 1E die Choräle hörten, die auch dıe ıhren N, und als
S1e tür ine Sache kämpften, dıe mi1t ihrer relig1ösen Überzeugung 1n W ı-
derspruch stand. Denn, w 1€e Ranke schreibt, 5 war ein Kampf der elı-
&10N, nıcht ein ausgesprochener, aber eın solcher, der 1n der Sache Jag und
den jedermann durchtühlte“ 61)
An emselben Tage reiste der Fü3rstbischof . W 1e€e dem König schrieb,
aut Wunsch der Kaıiserın, VO'  . Breslau nach Schloß Johannesberg, der
bischöflichen Residenz 1m Österreichischen Diözesananteiıl, begab sıch aber
schon nach einıgen Tagen weıter nach Rom In einem Schreiben den
Könıig rechtfertigte den Schritt MILt dem Verlust seiner Gnade Friedrich
jeß den Briet veröffentliıchen und befahl, den weltlichen Besitz VO  — Bıstum
und Bischot 1n staatlıche Verwaltung nehmen 62)

Verschärfung der außenpolitischen Lage durch die Wahl
Clemens‘ DE

Unter dem Drange der Entwicklung fühlte .sıch der König die strikte,
vertragsmäßige Einhaltung der Verpflichtungen gegenüber den Katholiken
nıcht mehr gebunden. Am 31 1757 wurde die Zahlung der Stolgebüh-
ET seıtens der Evangelischen die katholische Geistlichkeit autgehoben,
und 1n den Zanz evangelischen Dörtern, denen früher katholische Ptarrer
und Schulmeister aufgedrängt worden n, sollten diese als Leute, die
den Protestanten HUr Zur sroßen asft un Beschwerde, 1n keinem Stücke
aber VO einıgem Nutzen SCWESCH sind“, sotort weggeschafft werden. Am

1758 wurde verordnet, daß keın katholischer Geistlicher mehr ohne
schriftliche Erlaubnis des Dırigierenden Mıniısters verreisen durtte 63)
Am 1758 starb Benedikt XN Mıt großer Weısheıit hatte die schwie-
rigen Angelegenheıiten der schlesischen Kırche behandelt und zwıschen
Kıiırche und Staat vermittelt, ohne den Rechten beider zu nahe fIeteDH:
Sein Nachfolger Clemens LE saß nıchts VOo  e} der versöhnlichen Eın-
stellung Benedikts, MT der selbst unüberbrückbare Gegensatze behandelt
worden N, sondern kannte NUuUr eın Ziel die Durchsetzung der alten
Machtansprüche der päpstlichen 1erarchie und 1n Deutschland Nieder-
ringung des protestantıschen Preufßens. Kaiser Franz ermahnte C seines

Il) 316 82) Publ d AD 545 *} Publ 70;
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Amtes als Schirmvogts der Kırche walten, un Marschall Daun bedachte
nach seinem Ertolge bei Hochkirch 10.1758 mi1t einem geweihten

Degen un: Hut ber auch die französıschen Waffen sollten ZuUur Errei-
chung se1nes Zieles beitragen, un schriehb Ludwig FEuch
erkennen die Fürsten des iırchlichen Deutschlands als Bürgen und VOI-

sprechen siıch )881 FEuch einen estarken Verteidiger iıhrer wahrenden Rechte
Der allmächtige Gott selbst hat MIt dem Öösterreichischen Hause

durch die CNSZC Übereinstimmung der Waffen sowohl w1e der vernünftigen
Gründe verbunden.“ Preußen hielt 19888  — War den evangelıschen Reichs-
ständen die ihnen drohenden Gefahren VOT Augen. Doch blieb die erhoffte
Reaktion AausS, nıcht ZU geringsten Aus Furcht VOTr dem Beispiel des Land-
grafen VO  3 Hessen-Kassel, der sich un seine Leute durch e1ın Bündnıis MI1t
Preußen der VWut der Osterreicher un: Franzosen AaUSgESELZTt hatte. Eıne
VO  3 Clemens Osterreich ZUF Forsetzung des Krieges gewährte Ermächti-
SuNS, VO  3 den Mediatstıtftern 1m eich den Zehnten iıhrer Einkünfte
erheben, wurde VO  ; Friedrich mMIt der Erhebung des Zehnten VO  — allen
Stiftern un Klöstern seiner Lande tür die Kriegskasse beantwortet, doch
1jeß sıch einer milden Handhabung des Erlasses bestimmen 64)
Im Bistum Breslau festigte siıch allmählich die Ka Das Generalvıkarliat-
3  —+ übernahm 1758 das n Domkapıtel, welches, da sıch n1e-
mals eIn12 W nıcht S! leicht schädlich sein konnte, und als 1760
der Prälat Maurıtz V. Strachwitz nomiınıert wurde, kehrte uhe und Ord-
Nung 1 Bistum 1n. Er ordnete sich STIreNg den staatlichen Belangen n  9
vermıed ernsthafte Reibungen un: erwies sıch in den etzten schweren
Kriegsjahren als Stütze und Entlastung VO  ( König un Mınister 65)
Noch einmal, WeNnNn auch NUur flüchtig, wurde 1im Kriege das Charakterbild
Schaffgotschs erganzt, als die Osterreicher 1m Sommer 1762 die Festung
Ne1iße durch UÜberrumpelung un Verrat nehmen wollten. Der Festungs-
kommandant V, Grant Jegte seinem Bericht über den mißlungenen Anschlag
die Abschrift e1INes abgefangenen Brietes VO  3 Schaffgotsch einen ihm CN
befreundeten Pandurenhauptmann bei, AUuUsSs dem die Kenntnis des Plans
hervorging 66)

C} Friedensverhandlungen.
Ebenso Ww1e€e bei den ersten beiden Friedensschlüssen, lag auch diesmal
das Schwergewicht der Verhandlungen mMit Osterreich auf dem katholischen
Religionswesen ın Schlesien, während hınsıchtlich Sachsens Preußen Wert
daraut legte, die Aufrechterhaltung der protestantischen Religion gewahrt

wIıssen. Gıing es Österreich, das durch Hofrat A Collenbach vertreten
Wadl, wieder die möglichste Selbständigkeit der katholischen Kirche,
estand Preußen, vertreten durch den Geh Legationsrat Hertzberg, auf
der uneingeschränkten Wahrung seiner Souveränitätsrechte. Osterreich

“) ubDp1i 38—56 65) ubl JO, 75, ue) Publ x  +
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wollte alle seine während des Krieges in geistlichen, politischen und bür-
gerlichen Dingen 1n den VO  w; iıhm besetzten Gebieten getroffenen Mafßnah-
IMenNn anerkannt wI1ssen. Der Artikel u  ber die Aufrechterhaltung der katho-
ıschen Religion 1n Schlesien Wr der für Collenbach schwerwiegendste,
melsten behandelte. Der OGsterreicher sah sıch außerstande, den Status quO
des Friedens VO  z Breslau anzuerkennen, und wurde schließlich 1n Hu-
bertusburg Februar 1763 der folgende VO  3 ı'hm vertretfene Entwurft
des umstrıttenen Religionsartikels als endgültige Fassung des Art. XN —-

MMCN:
der Könıg VO'  3 Preufßen erkennt die katholische Relig10n 1in Schle-

S1en 1n dem Stande A} 1n dem S1C sıch S: elit der Präliminarıen VO  $

Breslau und des Friedensvertrages VO' Berlin befand, ebenso WwW1€e einen
jeden FEinwohner dieses Landes 1n seinen rechtmäßigen Besiıtzungen, re1-
heiten und Privilegien, unbeschadet jedoch der völligen Gewissensfreiheit
der protestantischen Religion und der Souveränitätsrechte.“
Der letzte preußische Entwurf hingegen autete: der Könıg VO  z

Preußen erkennt die freıe Ausübung der katholischen Religion 1n Schlesien
CC  CCautf dem Fuße des Status quO der Präliminarien VO  3 Breslau al

Hıerzu bemerkte Hertzberg: „Was den Religionsartikel betrifft, habe
ich ıhn bıs Z.U) 2ußersten dısputiert un habe ıhn CTST zugestanden, als

sıch darum handelte, den Vertrag 1Ns reine schreiben. Ich hatte den
Eindruck (und die Sachsen, die übrigens mehr für mich als für ihn einge-
omMmM«en N, haben MIr auch versichert), da{ß lieber die Verhand-
lungen abbrechen würde, als in einem Artıikel nachzugeben, dem den
Ruhm und das Gewissen se1nes Hofes wesentlich interessiert ylaubte.
Ich habe also Ende nachgegeben gemäfß der Erlaubnis, die mır
diesem Artikel entgegenzuhandeln ylauben würde, da IUr das Beıispiel
rab, ındem ich indessen gleichzeitig erklärte, daß, WECLnN 1nNes
Tages für tfände, die Jesuiten Aaus Schlesien verjJagen, nıcht
diesem Artikel entgegenzuhandeln glauben würde, da NUr das Beispiel
mehrerer katholischer Souveräane nachahmen würde. Herr V, Collenbach
konnte damıt nıcht übereinstimmen. Aber ein großer Freund, der VO  e
den Jesuiten ISt, hat mich sehr gyebeten, für s1e einzutreten, indem
betonte, da{fß iıhre Verfolger ıhnen Unrecht taten un daß dennoch für
die Gesellschaft schr nützliche eute sel1en.“ 67)
Die weltpolitische Entwicklung ang Österreich, Frieden schließen, und

1St kennzeichnend, da{ß sıch Marıa Theresia gleichsam dafür entschuldigte,
dafß sie den Könıig VO'  3 Preufßen nicht 1n die gehörigen Schranken zurück-
gewı1esen habe, „obgleich für die Wohlfahrt des Erzhauses, dı katho-
lısche Relıgion und die Verhältnisse des Deutschen Reiches sich OLwen-

dig ware“ 68)
l7) QQ 93— 68) Ranke 316
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Die Friedenszeıit.
a) Sıcherung des Staates un Förderung des katholischen Kulturwesens.
Den Fürstbischof Ineß Friedrich die allgemeıne Amnestie tallen, und
die Vermögensbeschlagnahme hob auf Wunsch des Wıener otes auf.
Doch wünschte ıh nicht mehr sehen, W 165 ıhm Oppeln als Wohnsitz

un: bestimmte, daß allen Funktionen, die nach kirchlichem Gesetz
nıcht der Bischoft selbst ausüben mußfte, durch den Weihbischot vertireten

wurde WO: praktisch kaltgestellt W ar Schaitfgotsch hielt sıch aber
nıcht die auferlegten Bedingungen und floh schliefßlich nach CINISCH mi1{$-
glückten Versuchen Anfang April 1766 1115 ÖOsterreichische, nach
29jährigem Fxıl auf Schloß Johannesberg 1795 starb Wiährend Eın-
künfte VO' Staat verwandt wurden, übernahm geistlichen Funktio-
nen bis Schaffgotschs Tode der Weihbischof 69)
Die konfessionelle Befriedung Schlesien wurde fortgesetzt Am Aprıl
1765 wurde der Parochialnexus zwiıischen katholischen Geistlichen un: Van-

gelischen Gemeinden gänzlıch aufgehoben, daß diese nıcht mehr Be1-
Lragen für katholischen Kırchen- Schul- un!: Pfarrhausbau verpflichtet ‚
Icn Obgleich aber diesem Zeitpunkt 165 katholische Kıiırchen ohne

Katholiken und Kirchen MI 1LLUTE OR 5 Gläubigen yab
wurden S11 nıcht CUINSCZOPCNH, da Friedrich noch für besser hielt
S1C vertallen lassen als S1C den Katholiken wegzunehmen 70) 1766 WUur-
den alle Feste Zzur Erinnerung die Vertreibung der Evangelıschen VeCI-
boten 7'|) Um das bis dahıin schr m liegende schlesische Schulwesen
grundlegend retormieren und brauchbare Staatsbürger heranzubilden,
bediente sıch des Abtes VO  $ Sagan Ignaz Felbiger un: das VO  3 die-
se entwortfene „General Landschulreglement für die Katholiken VO
11 gab bıs 1NSs einzelne gehende Richtlinien tfür die Urganısatıon des
Schulwesens, Ausbildung der Lehrer, Lehrplan und Unterrichtsmethoden
und tührte die Schulpflicht für alle Kınder VO' SE Lebensjahr e1in 7'I)
Die geistlichen Güter wurden der staatlichen Wirtschatt nutzbar gemacht
und bald ZeUgZTIEN allenthalben Fabriken und landwirtschaftliche Anlagen
VO dem Aufschwung, den die Tovıinz preußischer Herrschaftt
nahm 72) Als Portugal (1752), Frankreich (1762); Spanıen (1767) un
Parma (1768) den Jesuitenorden verboten und Versailles, VWıen und Madrid
daran SINSCH, Klöster aufzuheben folgte Friedrich dem eispie nıcht

die Jesuiten als Lehrkräfte erhalten wünschte daß VO' Jesu1-
tengeneral gedrängt wurde, die Protektion über den Orden über-
nehmen, W as jedoch ablehnte Als TL der neue aps Clemens IN
CI großer Verehrer des Köngs, den Orden aufhob DU  a das pro-
testantıische Preufßen und das orthodoxe Rußland die iıhn wEe1itIter duldeten
Leidenschattslos sSetzZite Friedrich Kenntnis VO  3 der hıstorıschen (Ge-

BD) PuDLl «“  w 107—129, 274, 286, 288, 299 10) Qa 201, 239, 241
1l) a.Ö0 255—273, 193 y a.a.0
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fährlichkeit des Ordens für seinen Staat hıntan und stellté, ausschließlich
VO  3 sachlichen Gesichtspunkten geleitet, die persönliche Befähigung VOLr die
polıtische Zuverlässigkeit 73) Sıch den radıkalen Neuerungen Kaiser 1 85

polds anzuschließen, lehnte ab, ebenso w1€e das den Papst demütıi-
gende Verhalten des Kaisers mißbilligte. In das Jahr 17723 fällt auch die
Einweihung der Berlıner Hedwigskirche, der 1746 das Patent -
teilt, den Bauplatz, Baumaterialien und Geld gestiftet und mMi1t seinem
Vertrauten, dem katholischen General S Rothenburg, und dem Bau-
me1ıster den Plan entwortfen hatte. Zur Weihe des Altars forderte Reli-
quien der HI1 Hedwig AaUSs dem Kloster Trebnitz und LIrug die Re1ise-
kosten des VO ılhm Z Kirchenweihe gebetenen Bischots VO  3 Ermland 74)

Friedlicher Ausklang des Kırchenregiments Friedrichs des Großen.
Des Köniıgs ständıige Sorge WAafrl, das Land innerlich festigen und be1
dem Einfluß, den die Geistlichkeit auf das olk ausübte, verlangte CIy dafß
s1e „immer Unterschied machen zwischen Schuldigkeıit der Religion un
der politischen Schuldigkeıit. Was dıe Religionssachen sind, darın mische

Mich nıcht. Aber das verlange I da{fß eın Schlesier auch ein gsutgesinn-
ter ehrlicher un >  CT Unterthan se1n soll und mufß Im übrıgen
1ISt gleichvael, die L eute moögen evangelisch oder katholisch oder W as für
Religion s1ie wollen, se1n, WECNIN s1€e Nur ehrlıch und Lreu sind“ 74) Glaubens-
eıit und Toleranzpflicht dıe Grundidee seiner Religionspolitik,
und duldete keinerlei Eingriffe ıIn kirchliche Rechte durch Andersgläu-
bige. Dıiıe beiden Hauptkirchen für ıhn aber nıcht dazu da, den
Menschen ıhre Glaubenssätze vermuitteln. Als Staatsanstalten s1e
verpflichtet, die Staatsbewohner Untertanen machen, s1e ZUF

Treue und Hingabe für den Staat anzuleiten un ıhnen gute moralısche
Grundsätze einzuprägen, keine „trockenen, theoretischen Wahrheıiten“, SO1L1-

dern Lehren, die die sittliıche Höherbildung der Menschen und iıhr Verhält-
N1Ss untereinander und ZU Staate förderten, un dıe Unterweıisung in der
Religıon collte MmMit umnmı50 größerem Nachdruck erfolgen, als le wahr-
haften großen un: Handlungen ıhren alleinıgen Grund in der
Rechtschaffenheit des Herzens haben und durch dıe Beweggründe der elıi-
0N ıhren vornehmsten Wert erhalten“ 75) Noch 1785 gzab der
König seinen Grundsatz erkennen, „daß, wenn eute VO'  3 katholischer
Religion W as klagen haben, besonders Was ihre Geistliche un: Kirchen-
ZESELZE betrifft, darüber nıemand erkennen kann, als wer der katholischen
Religion zugethan n  1St 76) } un: als August 1786 in Sanssoucı
starb, ftand bei den Leichenfeiern auch die Dankbarkeit des katholischen
Volkes ihren Ausdruck

78) D D: 576/7 /4) ubl ıL,  f 419 75) a.a.0 361 ubl. 630 ST
79) Publ 664 17) Seppelt 86/7
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Die religionspolitische Lage ım übrigen Europa
Die damalige preufßische Haltung in kırchlichen Dıngen ISt niıcht NU  F des-
halb hoch einzuschätzen, weil der Römische Stuhl machtlos Ss1€e 1ISt
uUINnNso mehr, WenNnn INa  ; die Verhältnisse 1n Preußen mMIit denen anderer
Länder vergleicht.
In England gEeESTALLETLE das Toleranzgesetz VO  3 1791 den Katholiken die
öffenrtliche Ausübung ihres Kultus und die Errichtung eigener Schulen. TSt
die Emanzıpationsbill VO  3 1829 aber gyewährte den Katholiken Gleichbe-
rechtigung, 1838 wurden die iırıschen Katholiken VO  3 der Pflicht der Zehn-
tenzahlung die protestantische Geistlichkeit entbunden, und die Hıerar-
chie wurde 1850 wiederhergestellt. In Dänemark wurde noch FT und
1779 verordnet, daß Ordensgeıstliche bei Todesstrafe das Land iıcht be-
treten durften. Religionsfreiheit und bürgerliche Gleichberechtigung
währte 1849, die Hierarchie wurde 1869 wiederhergestellt. Norwegen
gewährte 1845, Holland 1848 Religionsfreiheit, die Wiederherstellung der
Hierarchie geschah 1n Norwegen 1869, 1n Holland 1853 chweden g..
währte beschränkte Religionstreiheit 1784, bürgerliche Gleichberechtigung
1870
Unter den katholischen Ländern des Reiches wWwWar Bayern bıs Begınn des

Jahrhunderts ein Streng katholisches Land, jeder 1n protestantische
Orte Reisende NAau VO  3 den dortigen Agenten überwacht wurde, denen
auch die Beicht- un: Kommunionszettel vorgelegt werden mußften. Nach-
dem der freisinnige raf en Montgelas 1801 e1n Toleranzedikt durchgesetzt
hatte, nahm München nach hartem Wiıderstand den ersten evangelischen
Bürger auf. YSt die Verfassung VO  3 1818 gewährte den Protestanten Ge-

ıJie französische Revolution kamwissenstreiheit und Gleichberechtigung.
auch dem rheinischen Protestantismus ZzZugute, daß 1802 1n Öln der

Gottesdienst abgehalten werden konnte. In Frankreich brachte das
Toleranzedikt VO  3 1787 den Protestanten Duldung, 1795 Relig10onsfreiheit,
1802 bürgerliche Gleichberechtigung. In Österreich erhielten die Evangeli-schen 1781 das Recht auf private, 18349 aut Öffentliche Religionsausübung,
1861 bürgerliche Gleichberechtigung. In Italien erklärte das Konkordat VO  3
1803 die katholische Religion Zur Staatsreligion. Führte 1848 Savoyen
auch den lıberalen Laijenstaat ein, wurde doch 1m Jahrhundert die
Bekämpfung des Protestantismus mit Hilfe dreier dafür geschaffener Or-
ganısationen aktiviert. Der Faschismus führte den Katholizismus das zweıte
Mal als Staatsrelig10n e1in, un der Protestantismus wırd bıs heute als -
ıtalıenısch un staatsgefährlich bekämpft. In Spanıen bildeten sıch, VO
schwerer Kerkerstrafe bedroht, nach 1860 die ersten kleinen evangelischen
Kreise. Dıie durch die Revolution VO  n 1868 gewährte Religionsfreiheit
dauerte NUr bis 1876, nach der Rückkehr der Bourbonen die Vertas-
Sung die katholische Religion wıeder ZUur Staatskirche erklärte, und bis
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heute esteht für Andersgläubige weder bürgerliche Gleichberechtigung noch
das Recht auf öffentliche Religionsübung. Fs 1St also Brandenburg-Preufen,
das die Toleranzıdee als europäischer Staat verwirklicht hat un: das
ihr Prinzıp eintührte über eın Jahrhundert, bevor andere europäische
Staaten bei sıch begründeten

Dıie staatspolitische Bedeutung der fridericianischen Toleranz
für Schlesien.

Es 1sSt die Meınung vertreten worden, die Toleranz Friedrichs des Großen
se1, WCNN auch nıcht ausschliefßlich, doch einem Teıil zweckbedingt,
durch politische Erwägungen bestimmt SCWESCH. Zweiftfellos hat der König
ebenso W 1e€e sSeEINE Vorgänger M1t der Verwirklichung dieser Idee einem sehr
wichtigen 7 weck gedient: dem der inneren Befriedung se1ines Staates,. Die
Idee selbst entsprach aber völlig seıner inneren Einstellung. Ebenso w1ie
andere europäische Herrscher in ıhren Staaten, hätte auch CIy ware
relig16s voreingenommen SCWCECSCH, Andersgläubige vorgehen können.
Tat nıcht, deshalb, weıl das Glaubensbekenntnis Aus der Sphäre
des Staates herausnahm und in die des einzelnen Staatsbürgers verwIlies;
weıl die W.ahl des Bekenntnisses nıcht als Staatsangelegenheit, sondern
als Privatsache betrachtete. Er wünschte WAar Religiosität seiner Staats-
ewohner 1im Sınne des Ganzheitsprinz1ps, indem den beiden aupt-
bekenntnissen die Aufgabe der Menschenveredelung und Volkserziehung
ZUWIEeS, überließ jedoch die Entscheidung über die Art der Religion dem
einzelnen. Indem den schlesischen katholischen Volksteil VOL negatıyvem
Eıinfluß bewahrte, gleichzeitig aber seine relig1ösen Belange verständnisvoll
törderte, brachte das tertig, W as fast Zzweı Jahrhunderten habsburgi-scher Unterdrückungspolitik nıcht gelungen WAarTr: den Schlesiern ine TIreue
zZzu Staat einzupflanzen, die alle Stürme un: Widrigkeiten überdauerte.
Dıe Geschichte der Schlesischen Krıege ze1igt, daß die Religion nach w1e VOTL
1ne wichtige Triebkraft in der europäischen Staatspolitik darstellte, und
dafß 1m Vergleich ZU Dreifsigyährigen Krieg sıch hiıerin nıchts Wesentliches
geäindert hatte. Auch in jenem Krieg spielten Ja relig1Ööse Gesichtspunkte
iıcht die alleiniıge Rolle Friedrich wußte, daß MAIt dem schärfsten W-
derstand der Römischen Kırche Preußen rechnen hatte, WECeNN
Schlesien der Einflußsphäre des katholischen Osterreichs entriß und 1n
das protestantische Preußen eingliederte, und ZOR daraus seine Folge-
NgenN, Wenn die neueroberte rovınz sichern wollte, mu{fßte den
mächtigen Einfluß der Römischen Kirche beseitigen und dem Wıillen des
Staates alleiniıge Geltung verscha{ffen, indem er War die relıg1ösen Ange-
legenheiten völlıg der Kirche überließ, alle anderen Kırchensachen 1Aber der
Staatsaufsicht unterstellte un den Einfluß auswärtiger Oberer unterband,
und das Beispiel seiner eiden Breslauer Bischöfe beweist, ın elch verhäng-

Vgl nNierzu Hergenröther, Encyclopaedla Brittannica, Rel ın esch. 17 Gegenw.
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nısvolle Lage Menschen kommen, die wel einander entgegengesetztien (382-
walten dienen haben Dadurch, dafß Friedrich dıie Kirchen auft das reli-
z1Öse Gebiet verwıes und den Vorrang der staatliıchen Gewalt prokla-
mierte, schaltete Kompetenzschwierigkeıiten mit der Kırche A4US und be-
wahrte seine Staatsbewohner VOL Gewissenskonflikten. Den Kırchen chuf
die Möglichkeiten, sıch $reı VO  3 polıtischen 7 wecken voll ıhren geistlichen
un erzieherischen Aufgaben wıdmen. Indem se1ine Untertanen MT

konfessionellen Verträglichkeit ZWanNng, zeıgte ıhnen, da{fß sS$1e ungeachtet
W esensSs- un umweltbedingter Verschiedenheiten Angehörige eines Staates
I; deren Aufgabe Wal, nıcht die Gegensätzlichkeiten suchen und

betonen, sondern die Gemeinsamkeıten, gemeıinschaftlich ıhrem
und des GemeLnwesens Wohle arbeiten. So chuf inmiıtten einer Welt
VO  — Staaten, die hre relig1öse Einheit mMI1t gewaltsamsten Miıtteln aufrecht-
zuerhalten suchten, ine Insel relıg1ösen Friedens, die, mMag dıie Praxıs auch
nıcht immer der Theorie entsprochen haben, selbst für die Gegenwart als
Vorbild dasteht. Er erbrachte den Beweıs, daß noch heute gyelten-
der Theorie keine Einheit der Relıigion ertorderlich Ist, die innere Fın-
heit des Staates sıchern. „Wenn die Vielfalt der Religionen einem
Staate schadet, einz1g und alleın deshalb, weıl die ıne dıe andere nıcht
dulden, sondern s$1E€ auf dem Wege der Verfolgungen verschlingen 111l
Dort 1St der Ursprung des Übels“ icht die Vielfalt der Religionen,
sondern die Unduldsamkeit zerstorte die Harmonie der Gemeinnwesen. Da-
her bekämpfte die Unduldsamkeit.

Durch seinen Gebietserwerb vermehrte Friedrich die Zahl der PrFeEu-
Rischen Katholiken, die vorher ungefähr 100 000 2 400 000 betragen
hatte, das achtfache. Er kannte die Geschichte genügend, wıssen,
wIı1e unheilvoll sıch auswirkte, WwWenn Staat und Kirche 1n ıhren Interessen
auseinandergingen, und insbesondere die CNSC Verbundenheit der habsbur-
gischen un: römisch-kirchlıchen Interessen ZWAaANSCH ıhn, alle Ma{fßnahmen

ergreıten, um nachteılige Eıinflüsse und Einmischungen VO außen fern-
zuhalten. Die Nıchtanerkennung auswärtiger Oberer un die Ablehnung
des HI Stuhls als Verhandlungspartners WAar ein notwendiges Mittel, die
Existenz eines Staates 1m Staate vermeiden und den atenten Konflikts-
möglichkeiten zwıschen Staat un katholischer ırche AaUus dem Wege
gyehen, einer Macht, deren weltliche Tendenzen andere als die des
preußischen Staates,; und die ihrer Natur un Tradition nach ein UOpponent
des preußischen Staatswesens als protestantischer Vormacht sein mußte.
Kollegiale Behandlung dieser Kirche als weltlicher acht hätte Erhaltung
einer potentiellen Gegnerschaft im Staate, “1ne Quelle ständiger Einmi-
schungs- und Konfliktsmöglichkeiten VO  ”3 außen und ıne Gefahr für die
innere und außere Sicherheit Preußens bedeutet.

1)
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Um seın Verhalten richtig würdigen, MUu: In  — bedenken, da 1ın ande-
ren protestantischen Staaten damals un noch lange danach die römisch-
katholische Kırche als ine staatsgefährliche Organısatıon galt, un: Locke
sowohl w1e Bayle, die der König beide als seine Lehrmeıster verehrte, nah-
MCn S1€ ausdrücklich VO  — der allgemeınen Duldung AU>, der VOL

allem MILt Hınweisen auf die Gefährdung der Ööttentlichen Sicherheıit, der
Z7weıte Nn ıhrer Gebundenheit ein auswärtiges Oberhaupt. Friedrich
&INg jedoch iın se1ner Toleranzpolitik andere Wege Während ın anderen
Ländern die Staatsgewalt ıhre alleinıge Sorge gegenüber den Staatsbewoh-
Nern darın sah, s$1e 1m Glauben der Staatsrelig10n erhalten, s1e ım übri-
gen 1ber 1n völlıger Unwissenheit beließ, stellte Friedrich die katholische
Kırche gleichberechtigt neben die evangelische, iıhr das katholische
Schulwesen IANZUVETF:  en Allerdings verlangte VvVon ıhr das gleiche,
w as die protestantische VO  — sıch AUuUSs EFA Erziehung des Staatsvolkes Zur

Treue den Landesherrn.

Schlesien WAar 1ın der Regierungszeit Friedrichs 11 bestimmt, Mittelpunkt
der StAAtSs- und religionspolitischen Auseinandersetzungen zwischen Preußen
und Csterreich werden. Mıt seiner Besitzergreifung verbindet mMa  3 g-
wöhnlich NUur hre völkerrechtliche Seıte: Die Besitznahme als Akt milıtä-
rischer Gewalt Z Ruhme und Zur Machterweiterung des preufßischen
Köni1gs. Mag INa  3 NUu  3 über die Eroberung denken, w1e INa  ; will, mMu:
doch berücksichtigt werden, daß s1ie dem Wunsche des yrößeren Teıls der
Bevölkerung entsprach, dem S1e das gewährte, W as ıhm die weıtaus wich-
tigste Lebensgrundlage Wr die Glaubensfreiheit. Mag die juristische Be-
gruün ung des Einmarsches anfechtbar se1in: Der überwiegende Teil der
schlesischen Bevölkerung hat im Herzen den preußischen Sıeg gewünscht
und ıhr Wılle hat die kriegerische Entscheidung sanktionmnert. ber auch die
Katholiken erkannten sehr bald, daß das Haus Hohenzollern sıch ihr
Wohl mehr SOrgte als Je das Haus Habsburg hatte. Die Ausein-
andersetzungen zwıschen Staat un Kirche berührten die Belange der Laien
nıcht, da $ür diese die Kirche kein weltlich-politisches, sondern eın gyeist1g-
relig1öses Anlıegen W ar, und da der Katholik seine Religion ungehindert
w 1€ unter Öösterreichischer Herrschaft ausüben konnte, wurde gerade das
katholische Oberschlesien sich cehr bald des utzens bewußt, den ıhm die
Bemühungen Preußens seinen wirtschafrtlichen un kulturellen Auf-
schwung brachte. Da der Staat sorgfältig darauf achtete, daß keine STAAais-
remden Einflüsse ZUr Geltung kamen, WAar Osterreich bald VErgeSSCNH. So
konnte Jahre späater Schlesien um Ausgangspunkt des Befreiungs-
kampfes Napoleon werden. Wenn auch 1n der Folgezeit das Land
nıcht VOon Krisen verschont geblieben 1St, 1Sst der Gedanke einer Rück-
gliederung ÖOsterreich niemals aufgetaucht, un als nach 1918 die bıs ZUuU
etzten Kriege schwerste eıt hereinbrach, 1n der den Verbleib des
katholischen Oberschlesiens be1 Deutschland 71Ng, hat die Haltung gerade
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auch der oberschlesischen Bevölkerung allen der deutschen Machtlosigkeit
entspringenden Hindernissen ZU Trotz entscheidend AZu beigetragen,
da{fß keıne separatıstische Bewegung weder Preußen noch
Deutschland aufkommen konnte und wenıgstens der yrößte Teil ıhres Lan-
des bei Deutschland blieb

Während andere Herrscher durch Glaubenszwang hre Gebiete entvölker-
en hat Friedrich durch weıse Toleranz ein wertvolles Gebiet für Preußen
E Berücksichtigt Man, daß 1n einer elt lebte, 1n der die Men:
cchen erfüllt VO  ; konfessionellen Gegensatzen, in der die anders-
gläubigen staatlichen Minderheiten als Staatsfeinde valten und Katholiken
und Protestanten sıch 1 deutschen Reichstag 1ın ihren evangelischen und
katholischen Körperschaften gegenüberstanden, dann bedeutet
Außerordentliches, da{ß auf schlesischem Boden e1In friedliches Zusammen-
leben der Hauptbekenntnisse verwirklichte derart, daß die schlesische Tole-
Aanz einem besonders hohen Begriff für die relig1öse Duldung werden
konnte;, und 1St gerade VO modernen Standpunkt keineswegs überholt,
wenn der französische Historiker Michaud Ir VOT über 100 Jahren auf
Grund der Tatsache, daß Friedrich 11 dem Toleranzgedanken ın seinen Lan-
den als Staatsprinzıp Geltung verschaffte und den modernen Toleranzstaat
vollendete, schrieb, da{fß „IMan ıh: mMIit vielleicht mehr Grund als jeden
anderen modernen Herrscher als den Großen bezeichnet“ Das schlesische
olk aber, das die Erinnerung ıh immer 1ın hohen Ehren gehalten hat,
ann nach w1€ VOT dem Manne die ehrenvollste Stelle 1ın seiner Geschichte
einräumen, der MIt der schlesischen Toleranz der Kulturwelt eın
unvergängliches Vorbild vermittelt hat

Dr Jaeckel.
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